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1. Hintergrund und Konzeption der wissenschaftlichen Begleitung 

1.1 Einordnung des Forschungsauftrags 

Ziele und Charakteristika der Ergänzenden Unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) 

Die EUTB ist ein zentraler Baustein der im Bundesteilhabegesetz (BTHG) angelegten Neuordnung des Leistungs-
rechts für Menschen mit Behinderungen in Übereinstimmung mit der Behindertenrechtskonvention der Vereinten 
Nationen (UN-BRK). Ihr übergeordnetes Ziel besteht darin, die Position der Menschen mit Behinderungen im 
Verhältnis zu den Rehabilitationsträgern und Leistungserbringern zu stärken (BMAS 2017a). Dahinter steht die 
Annahme, dass die personenzentrierte Neuausrichtung der Leistungen zur Teilhabe, insbesondere der Eingliede-
rungshilfe im BTHG, nur dann wie beabsichtigt zu einem Zuwachs an Selbstbestimmung und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen führt, wenn sie durch eine kompetente umfassende Beratung, Begleitung und Unter-
stützung flankiert wird (BMAS 2015). 

In § 32 Absatz 1, Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) wird das Ziel der „Stärkung der Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen“ aufgeführt und kon-
kretisiert, dass es sich um ein „niedrigschwelliges Angebot“ handeln solle, das „bereits im Vorfeld der Beantragung 
konkreter Leistungen zur Verfügung steht“. Festgehalten wird auch, dass das Beratungsangebot „neben dem ge-
setzlichen Anspruch auf Beratung durch die Rehabilitationsträger“ (§ 32 SGB IX, Abs. 1, S. 2) besteht. 

So sollen die EUTB-Angebote Menschen mit (drohenden) Behinderungen dabei unterstützen, gemeinsam mit den 
Leistungsträgern den individuellen Hilfebedarf festzustellen, dem individuellen Hilfebedarf entsprechende Leis-
tungspakete zu definieren, gut informierte Entscheidungen bei der Wahl der Leistungsanbieter zu treffen und dabei 
von ihrem Wunsch- und Wahlrecht Gebrauch zu machen. Die EUTB soll die bestehenden und gesetzlich vorge-
schriebenen Beratungsangebote der Leistungsträger ergänzen, indem sie 

• bereits im Vorfeld der Beantragung konkreter Leistungen und bei Bedarf auch während des Teilhabeverfah-
rens in Anspruch genommen werden kann, 

• als in inhaltlicher, sozialer, räumlicher und zeitlicher Hinsicht nied-rigschwelliges Angebot zur Verfügung 
steht, 

• kostenfrei, unabhängig und frei von ökonomischen und haushaltsrechtlichen Interessen und Kostenverant-
wortung der Leistungsträger und Leistungserbringer ist, 

• die Beratung von Betroffenen für Betroffene (Peer Counseling) besonders berücksichtigt sowie 

• qualifiziert, neutral – aber den Ratsuchenden verpflichtet – berät. 

Weitere inhaltliche Charakteristika, mit denen die EUTB-Angebote ein potenziell bestehendes Informationsdefi-
zit der Ratsuchenden über das Hilfesystem ausgleichen sollen, sind 

• eine Wegweiser-Funktion der Beratung durch Orientierungs-, Planungs-und Entscheidungshilfen sowie 

• ein ganzheitlicher Beratungsansatz zu Rechten und Pflichten der Leistungsberechtigten, Leistungsträger und 
-anbieter, zu möglichen Teilhabe-leistungen, Zuständigkeiten sowie Verfahrensabläufen. Allerdings sind so-
wohl eine Begleitung in Widerspruchs- und Klageverfahren als auch eine anderweitige Rechtsberatung aus-
geschlossen. 

Mit diesen Eigenschaften soll die EUTB dazu beitragen, die im BTHG angelegte Neuordnung des Leistungsrechts
für Menschen mit Behinderungen in Übereinstimmung mit der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Natio-
nen (UN-BRK) umzusetzen. Dabei sollen vom eigentlichen Beratungsangebot auch Impulse für die strukturelle 
Weiterentwicklung der Beratungslandschaft ausgehen. Die EUTB soll zu einer Verfahrensbeschleunigung bei den 
Rehabilitationsträgern und den Leistungserbringern führen und zu einem personenzentrierten und zielgerichteten 
Leistungsangebot im Rehabilitationsprozess beitragen. 
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Förderbedingungen, administrative und fachliche Begleitung 

Das BMAS gewährt im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2018 und dem 31. Dezember 2022 Zuwendungen zur 
Erreichung der Ziele der EUTB in Höhe von jährlich 58 Millionen Euro. Die Zuwendungsempfänger wurden über 
ein öffentliches Antragsverfahren ausgewählt, das im Mai 2017 gestartet wurde. 

Antragsberechtigt waren juristische Personen des öffentlichen und privaten Rechts mit Sitz in Deutschland. Um die 
Unabhängigkeit der Beratungseinrichtungen zu gewährleisten, waren hiervon Rehabilitationsträger nach dem SGB 
IX und Leistungserbringer ausgenommen, außer, wenn sie für eine ausreichende Abdeckung an regionalen Bera-
tungsangeboten und/oder an Angeboten für spezifische Teilhabebeeinträchtigungen erforderlich sind. In diesem Fall 
sollte eine organisatorische, finanzielle und wirtschaftliche Unabhängigkeit der EUTB von den Bereichen der Leis-
tungserbringung nachgewiesen werden. 

Förderungsfähig sind gemäß Förderrichtlinie 

• Personalausgaben für Mitarbeitende, 

• eine Verwaltungsausgabenpauschale, 

• Zuschläge für besondere Bedarfslagen, die aufgrund der jeweiligen Beeinträchtigungen der Ratsuchenden 
erforderlich sind, um das Beratungsangebot in Anspruch zu nehmen (z. B. Gebärdendolmetscher oder – dol-
metscherin), 

• Ausgaben im Zusammenhang mit der Qualifizierung und Weiterbildung der Beratungspersonen, 

• Ausgaben für Räume, die für das Projekt angemietet werden. 

Aus Bundesmitteln können gemäß der Förderrichtlinie bis zu 95 Prozent der Ausgaben des Angebots gefördert 
werden, mindestens 5 Prozent müssen als Eigenanteil erbracht werden. Die Bewilligungen wurden in der ersten 
Phase für maximal 36 Monate erteilt. Die ersten Bewilligungen wurden zum Januar 2018 ausgestellt. Im An-
schluss wurde auf Antrag bestehender EUTB und auch neuer Beratungsangebote eine Förderung bis zum 31. 
Dezember 2022 gewährt. 

Mit der Prüfung der zu fördernden Angebote wurde die Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung (gsub) 
mbH beauftragt. An der Auswahl der Angebote wurden die Bundesländer beteiligt. Sie sollten Doppelstrukturen 
in den Ländern vermeiden und für eine möglichst flächendeckende Verteilung der geförderten Beratungsangebote 
sorgen. Die zur Verfügung stehenden Mittel wurden kalkulatorisch in Kontingenten auf die Länder verteilt. Die 
Administration der Zuwendungen wird ebenfalls von der gsub übernommen. 

Um die bestehende Beratungslandschaft qualitativ weiterzuentwickeln, wurde eine Fachstelle Teilhabeberatung 
(FTB) etabliert (ebenfalls gsub in Kooperation mit der Selbstbestimmt Leben UG [SLUG] und der Humboldt-
Universität zu Berlin, Abteilung Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen am Institut für Rehabilitations-
wissenschaften). Mit der FTB sollen die Rahmenbedingungen und Grundlagen für ein hohes Maß an Fachlichkeit 
und Qualität in der Beratung sichergestellt und die regionalen und überregionalen Beratungsangebote in ihrer 
Arbeit unterstützt werden. Außerdem vernetzt sie die geförderten Beratungsangebote untereinander sowie mit 
weiteren relevanten Akteuren und garantiert eine gleichmäßig hohe Qualität der Beratung, unter anderem durch 
ein Aus-, Fort-und Weiterbildungsprogramm sowie weitere Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und -sicherung 
wie die Erstellung eines Qualitätshandbuchs und dessen Vermittlung an die EUTB-Angebote über begleitende 
Veranstaltungen. 

Auftrag der wissenschaftlichen Begleitung 

In der Leistungsbeschreibung zur Evaluation der EUTB werden grundsätzliche Fragen aufgeworfen, die im Eva-
luationsprozess beantwortet werden sollen. Sie beziehen sich zunächst auf die individuellen Beratungswirkungen 
der EUTB: 

• Inwieweit wird die Position von Menschen mit (drohenden) Behinderungen gegenüber den Rehabilitations-
trägern und Leistungserbringern durch die Förderung einer EUTB gestärkt? 
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• Inwieweit werden Menschen mit (drohenden) Behinderungen durch die Beratung einer EUTB zu mehr 
Selbstbestimmung, Selbstbewusstsein und Selbstwertgefühl befähigt? 

Ein zweiter Fragenbereich fokussiert auf die fachliche Qualität der EUTB: 

• Wie und gegebenenfalls durch welche Maßnahmen können die Qualität und Fachlichkeit der EUTB verbes-
sert werden? 

• Inwieweit ist es gelungen, für die Arbeit der EUTB bundeseinheitliche Qualitätsstandards einzuführen, zu 
etablieren und sicherzustellen? 

Drittens wird das Peer Counseling als ein spezifisches Beratungsangebot hinterfragt: 

• Inwieweit ist mit der Förderung ein breiteres Angebot an Beratung von Betroffenen für Betroffene (Peer 
Counseling) geschaffen worden und welches waren dafür die maßgeblichen Faktoren? 

• Wie und durch wen wurde das Peer Counseling in der Praxis umgesetzt? 

Und schließlich sind mögliche Veränderungen in den folgenden Antrags- und Hilfeprozessen zu analysie-
ren, die durch die EUTB angestoßen werden könnten: 

• Inwieweit trägt die EUTB zu möglichen Verfahrensvereinfachung bei den Rehabilitationsträgern und Leis-
tungserbringern bei? 

• Inwieweit leistet die EUTB einen Beitrag dazu, dass das Angebot der Leistungsträger individuell noch pass-
genauer erbracht werden kann? 

1.2 Konzeption der wissenschaftlichen Begleitung 

Um die komplexen Leitfragen beantworten zu können, kommt in dieser Evaluation ein umfangreiches Methoden-
set zum Einsatz. Die Evaluation setzt dabei auf einen komplementären Methodenmix aus qualitativen Instrumen-
ten (Workshops, Fokusgruppen, Fachgespräche) und quantitativen Instrumenten (standardisierte Befragungen, 
Auswertung der Beratungsdokumentationen). 

Den Kern der Evaluation bilden standardisierte Befragungen zu jeweils zwei Zeitpunkten, zum einen bei den Be-
ratungsangeboten (EUTB-geförderte Angebote), zum anderen bei den Zielpersonen, das heißt den Ratsuchenden 
der EUTB-Angebote. Die Zielsetzung der Befragung ist dabei, Informationen in einem Umfang und in einer Qua-
lität zu erhalten, die valide Aussagen über Veränderungen der Beratungsqualität und der Beratungsstrukturen durch 
Einführung der EUTB-Angebote erlauben. Als Vergleichsbasis für die zu messenden Veränderungen dienen zum 
einen Erhebungen bei nicht-EUTB-geförderten Angeboten der (Teilhabe-)Beratung, zum anderen bei einer Refe-
renzgruppe von Ratsuchenden, die durch nicht-geförderte Beratungsstellen beraten wurden. Der angestrebte Um-
fang der Erhebungen ist jeweils so festgelegt, dass belastbare und repräsentative Ergebnisse unter forschungsöko-
nomisch sinnvollen Bedingungen generiert werden. 

Komplementär kommen vielfältige qualitative Methoden zum Einsatz. Vorzugsweise handelt es sich um teilstruk-
turierte Methoden. Sie unterstützen die Entwicklung geeigneter Erhebungsinstrumente (Fragebögen) für die ge-
nannten standardisierten Befragungen, liefern vertiefende Informationen, um ein besseres Verständnis von Zu-
sammenhängen zu erhalten, und generieren auch in begrenztem Maße verallgemeinerbare Aussagen. 

Die folgende Tabelle listet die methodischen Arbeitsschritte auf, die zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Zwi-
schenberichts im März 2021 bereits umgesetzt wurden und deren Ergebnisse Eingang in den Bericht gefunden 
haben. 



        
 
 

 

  

  

  

     

  

  

     

    

     
 

   

     
 

   

      

  

    

       

   

    

     

   

      
  

  

     

  

   

     

   

     

      

     

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 13 – Drucksache 19/31168 

Tabelle 1 

Empirische Grundlagen dieses Berichts 

1 Standardisierte Befragung der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote, 1. Befragung 

– Institutionelle Merkmale der Beratungslandschaft (ohne EUTB) 

– Informationen und Einschätzungen zu Selbstverständnis, Prozessen und Qualitätsmerkmalen der Beratung 

2 Standardisierte Befragung der EUTB-Angebote, 1. Befragung 

– Informationen zur Ausgangslage in EUTB-geförderten Beratungsangeboten 

– Informationen und Einschätzungen zu Selbstverständnis, Prozessen und Qualitätsmerkmalen der Beratung 

3 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden der EUTB-Angebote, 1. Befragung 

– Erfassung der Anlässe und Gründe der Beratung, Merkmale des Beratungsprozesses und Bewertung aus Perspektive der 
Ratsuchenden 

4 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden nicht-EUTB-geförderter Beratungsangebote, 1. Befragung 

– Erfassung der Anlässe und Gründe der Beratung, Merkmale des Beratungsprozesses und Bewertung aus Perspektive der 
Ratsuchenden 

5 Auswertung der Beratungsdokumentationen 

– Analyse von Merkmalen der Inanspruchnahme, der Struktur- und Prozessqualität sowie von Ergebnissen 

6 Organisationsanalyse der Fachstelle Teilhabeberatung, 1. Teil 

– Qualität der fachlichen Begleitstrukturen und -prozesse 

7 Analyse des Schulungsprogramms der Fachstelle Teilhabeberatung – Do-kumentenanalyse und Fachgespräche 

– Qualitätsmerkmale und Einschätzungen zu den Schulungen 

8 Fokusgruppen mit EUTB-Beraterinnen und -Beratern, 1. und 2. Welle 

– Informationen, Erfahrungen und Einschätzungen zu Strukturen und Prozessen in den Beratungsangeboten 

9 Fokusgruppen Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Grundqualifizierung, 1. und 2. Welle 

– Informationen, Erfahrungen und Einschätzungen zur Schulung (dies könnte man auch integrieren unter Fokusgruppen EUTB-
Beraterinnen und Berater) 

10 Fokusgruppen mit Trainerinnen und Trainer 

– Informationen, Erfahrungen und Einschätzungen zur Schulung 

11 Workshops mit Koordinatorinnen und Koordinatoren von Beratungsangebo-ten,1. Welle 

– Informationen zur Ausgangslage in geförderten Beratungsangeboten 

– Einschätzungen und Vorschläge zur Gestaltung der strukturellen Rahmenbedingungen und begleitenden Prozesse 

12 Fokusgruppe und Interviews mit Ratsuchenden, 1. Welle 

– Einschätzungen von Ratsuchenden zur Qualität von Strukturen, Prozessen und Ergebnissen der EUTB-Angebote 

13 „Fallstudien“ – Fachgespräche mit Leistungsträgern, 1. Welle (Umsetzung noch nicht abgeschlossen) 

– Erfahrungen von Leistungsträgern in der Zusammenarbeit mit EUTB-Angeboten und mit der Koordinierung 
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Einige methodische Arbeitsschritte stehen noch aus, deren Ergebnisse erst in den Endbericht 2022 einfließen 
können. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über laufende und noch ausstehende Arbeitsschritte. 

Tabel le 2 

Noch nicht abgeschlossene oder umgesetzte Arbeitsschritte 

1 Standardisierte Befragung der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote, 2. Befragung (laufend zum Zeitpunkt der 
Berichtslegung) 

– Institutionelle Merkmale der Beratungslandschaft (ohne EUTB) 

– Informationen und Einschätzungen zu Prozessen, Themen, Qualität und Ergebnissen der Beratung 

2 Standardisierte Befragung der EUTB-Angebote, 2. Befragung (laufend zum Zeitpunkt der Berichtslegung) 

– Institutionelle Merkmale von EUTB-geförderten Angeboten 

– Informationen und Einschätzungen zu Prozessen, Themen, Qualität und Ergebnissen der Beratung 

3 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden der EUTB-Angebote, 2. Befragung 

– Informationen und Einschätzungen zu Prozessen, Themen, Qualität und Ergebnissen der Beratung aus Perspektive der 
Ratsuchenden 

4 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden nicht-EUTB-geförderter Beratungsangebote, 2. Befragung 

– Informationen und Einschätzungen zu Prozessen, Themen, Qualität und Ergebnissen der Beratung aus Perspektive der 
Ratsuchenden 

5 Auswertung der Beratungsdokumentationen 

– Analyse von Merkmalen der Inanspruchnahme, der Struktur- und Prozessqualität sowie von Ergebnissen 

6 Organisationsanalyse der Fachstelle Teilhabeberatung, 2. Teil 

– Weiterentwicklung der fachlichen Begleitstrukturen und -prozesse 

7 Fachgespräche mit Leitungskräften der EUTB-Angebote 

– Kenntnis der Leitungspraxis und tieferes Verständnis von organisatorischen, 

– personellen und finanziellen Herausforderungen für Träger der EUTB-Angebote 

8 Fokusgruppen mit EUTB-Beraterinnen und -Beratern, 3. Welle 

– Informationen, Erfahrungen und Einschätzungen zu Strukturen und Prozessen in den Beratungsangeboten 

9 Fachgespräche mit Trägern von EUTB-Angeboten, 2. Welle 

– Einschätzungen zu administrativen und organisatorischen Fragestellungen 

10 Workshops mit Koordinatorinnen und Koordinatoren von Beratungsangeboten, 2. und 3. Welle 

– Informationen zur Ausgangslage in geförderten Beratungsangeboten 

– Einschätzungen und Vorschläge zur Gestaltung der strukturellen Rahmenbedingungen und begleitenden Prozesse 

11 Interviews mit Ratsuchenden, 2. Welle 

– Einschätzungen von Ratsuchenden zur Qualität von Strukturen, Prozessen und Ergebnissen der EUTB-Angebote 

12 „Fallstudien“ – Fachgespräche mit Leistungsträgern, 2. Welle 

– Erfahrungen von Leistungsträgern in der Zusammenarbeit mit EUTB-Angeboten und mit der Koordinierung 

13 Nicht-teilnehmende Beobachtungen von EUTB-Beratungsgesprächen 

– Erhebung von Merkmalen der Beratungsgespräche und Beratungsverläufen (mehrere Beratungsgespräche mit einer ratsuchenden 
Person) 
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Die in der Tabelle zuletzt aufgeführte Methode der nicht-teilnehmenden Beobachtung eröffnet die Möglichkeit, 
direkte Einblicke in Beratungsgespräche zu erhalten, der nicht auf Einschätzungen am Beratungsprozess mitwir-
kender Personen beruht. Hierdurch wird eine zusätzliche Informationsquelle erschlossen, die noch fundiertere Ein-
schätzungen zur Qualität der Beratungsprozesse erlaubt. 

1.3 Entwicklung eines fachlichen Referenzrahmens für die Analyse und Bewertung der Be-
ratung 

Als Analyseraster für die Evaluation des bundesweiten Teilhabeberatungssystems dient ein eigens zu diesem 
Zweck erarbeiteter Referenzrahmen. In diesem sind Voraussetzungen und Merkmale festgehalten, auf deren Basis 
der Beratungskontext untersucht und bewertet wird. Nachfolgend wird zunächst die Vorgehensweise bei der Erar-
beitung des Referenzrahmens skizziert, bevor die Dimensionen, Kriterien und Indikatoren vorgestellt werden, die 
der wissenschaftlichen Begleitforschung zur EUTB zugrunde liegen. 

Um das Beratungssystem der EUTB unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Standards wirksam evaluieren zu 
können, sind klar definierte und aussagekräftige Kriterien und Indikatoren notwendig, anhand derer sich die Um-
setzung, Qualität, Wirkung und Zielerreichung der EUTB beurteilen lassen. Zusätzlich muss bereits zu Beginn des 
Vorhabens festgelegt werden, wie das jeweilige Kriterium beziehungsweise der jeweilige Indikator messbar ge-
macht werden kann. 

Unterschieden wird zwischen einem Referenzrahmen für die Beratung selbst und einem Referenzrahmen für die 
Evaluation der Grundqualifizierung der EUTB-Beraterinnen und -Berater. Während der Referenzrahmen für die 
Evaluation der Beratung auf bestehende rechtliche und politische Anforderungen sowie etablierte fachliche Kri-
terien zurückgreifen konnte, musste der Referenzrahmen für die Grundqualifizierung unter Rückgriff auf fachli-
che Konzepte aus verwandten Kontexten eigenständig entwickelt werden. Dieser wird in Kapitel 1.4 vorgestellt. 

Für die Ableitung von Qualitätskriterien in Bezug auf das Beratungssystem wurden zunächst vier verschiedene 
Typen von Literatur beziehungsweise Dokumenten systematisch gesichtet. 

1. Dokumente zur Programmkonzeption der EUTB, wie sie beispielsweise im SGB IX oder in der Förderricht-
linie des BMAS dargestellt ist: Diese enthalten Grundsätze und Leitlinien, die für alle Beratungsangebote 
gleichermaßen Gültigkeit besitzen (sollten). 

2. Leitfäden und Handbücher, die allgemeine Qualitätsstandards von Beratung enthalten: Diese können sowohl 
theoretisch als auch aus der Praxis begründet sein und sind themen- beziehungsweise zielgruppenübergrei-
fend. 

3. Literatur mit Bezug auf Unterstützungsleistungen für die Zielgruppe der Menschen mit Behinderungen, die 
Kriterien und Anforderungen formuliert und begründet. 

4. Bestehende Evaluationsstudien zu anderen Beratungsformaten in Deutschland (themen- beziehungsweise 
zielgruppenunspezifisch), die Anhaltspunkte über Wirkzusammenhänge liefern. 

Analytische Kategorien und Kriterien zur Untersuchung der Beratungsqualität 

Das Ergebnis der Literaturanalyse ist der Entwurf eines Referenzrahmens für die Beratungsangebote, der sich in 
vier große Analysedimensionen untergliedert: die Konzeptqualität, die Strukturqualität, die Prozessqualität sowie 
die Ergebnisqualität der Beratungseinrichtungen. Jede der genannten Dimensionen umfasst mehrere Analysekate-
gorien, also Gruppen von thematisch eng verwandten und direkt messbaren Qualitätskriterien beziehungsweise 
Wirkungsindikatoren. 

Tabelle 3 gibt einen Überblick über die vier Analysedimensionen mit den dazugehörigen Kategorien. Im Anhang
zu diesem Bericht finden sich detaillierte Übersichten, die diesen Analysekategorien jeweils die relevanten Qua-
litätskriterien beziehungsweise Wirkungsindikatoren zuordnen und die Quellennachweise anführen. 
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Tabelle 3 

Analysedimensionen und -kategorien der Beratung im Überblick 

Inhaltlich-fachliche Ausrichtung 
(Konzeptqualität) 

Strukturelle und materielle 
Voraussetzungen 
(Strukturqualität) 

Merkmale des 
Beratungsvorgangs 

(Prozessqualität) 

Auswirkungen der Beratung 
(Ergebnisqualität) 

Handlungsleitende Grundsätze Niedrigschwelligkeit Methodik Reichweite/Zielgruppen-erreichung 

Beratungsmethodik Finanzierung Inhalte Akzeptanz des Angebots 

Netzwerkarbeit Personal Beziehungsqualität und 
Gesprächsatmosphäre 

Effizienz 

Qualitätssicherung Setting Barrierefreiheit Output 

Peer Counseling Räumlichkeiten Peer Counseling Outcome 

Technische Infra- struktur Netzwerkarbeit Impact 

Barrierefreiheit Aktivitäten für einen 
niedrigschwelligen Zugang 

Peer Counseling 

Unter Konzeptqualität werden zunächst alle relevanten Merkmale in Bezug auf die inhaltliche und fachliche Aus-
richtung der EUTB-geförderten Angebote zusammengefasst. Dazu gehören handlungsleitende Grundsätze wie 
die Unabhängigkeit oder eine Orientierung an der UN-Behindertenrechtskonvention genauso wie die Begründung 
der Beratungsmethodik. Des Weiteren fallen unter die Konzeptqualität die Priorisierung und Ausgestaltung der 
Netzwerkarbeit durch die Beratungseinrichtungen, Maßnahmen zur Qualitätssicherung als Basis der eigenen Be-
ratungstätigkeit sowie die Reichweite und Sichtbarkeit des Angebots bei relevanten Zielgruppen. Nicht zuletzt 
gilt es zu prüfen, welche Rolle Grundprinzipien des Peer Counseling, etwa Ganzheitlichkeit in der Beratung oder 
die Förderung von Empowerment, in der Ausrichtung der Beratung spielen. Insbesondere der letzte Aspekt wirkt 
sich auf die anderen Dimensionen aus, sodass Kriterien und Indikatoren für die Kategorien des Peer Counseling 
auch in die beiden nächsten Dimensionen einfließen. 

Die Strukturqualität vereint alle strukturellen und materiellen Voraussetzungen der EUTB-Angebote. Dazu gehö-
ren alle Faktoren, die einen niedrigschwelligen Zugang begünstigen, beispielsweise eine gute Erreichbarkeit, eine 
kurzfristige und unkomplizierte Terminvergabe oder nutzerfreundliche Öffnungszeiten. Eng damit zusammen 
hängt die Barrierefreiheit und die Ausgestaltung des Beratungsortes in all ihren Aspekten. Weitere Qualitätskri-
terien und Wirkungsindikatoren sind die Finanzierung der Beratungsstelle sowie die technische Infrastruktur und 
Ausstattung. 

Hinsichtlich des Settings können Einflussfaktoren wichtig sein, die den Rahmen eines Beratungsgesprächs defi-
nieren (z. B. wo dieses stattfindet und wer daran teilnimmt). Bezüglich des Personals ist anzunehmen, dass der 
Beratungserfolg z. B. von der Qualifikation, der Berufserfahrung, den Zuständigkeiten und/oder der Zusammen-
arbeit der Beratungskräfte im Team abhängt. Als besonders relevant im Hinblick auf Peer Counseling identifiziert 
die Literatur die Tatsache, dass über die eigene Betroffenheit der Beraterinnen und Berater hinaus eine einschlä-
gige Ausbildung vorliegt. 

Bei der Prozessqualität stehen Merkmale des eigentlichen Beratungsvorgangs im Vordergrund, die sich auf die 
Zielerreichung der EUTB auswirken können. Hierzu zählen zum einen die Beratungsmethodik, zum anderen Be-
ratungsinhalte wie die fachliche Richtigkeit und Unabhängigkeit, die Bedürfnisorientierung und/oder gegebenen-
falls auch eine korrekte Weitervermittlung an andere Unterstützungsangebote. Hinzu kommen emotionale As-
pekte und Techniken der Gesprächsführung, die die Beziehung zwischen beratender und ratsuchender Person 
bestimmen. Barrierefreiheit sollte idealerweise nicht nur in Bezug auf die Örtlichkeit gegeben sein, sondern auch 
in der Kommunikation ermöglicht werden. Ferner bestehen im Rahmen von Peer Counseling auch innerhalb des 
Beratungsprozesses spezifische Anforderungen, beispielsweise die Möglichkeit zur unterstützten Beratung. 
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Bei der letzten Dimension, der Ergebnisqualität, geht es darum, welche Wirkungen die EUTB idealerweise erzie-
len sollte und wie deren Einfluss messbar gemacht werden kann. Wichtig ist zunächst die Akzeptanz des Ange-
bots, was sich unter anderem über die Inanspruchnahme der Beratung und die Zufriedenheit der beteiligten Ak-
teure abbildet. Unter Effizienz fällt das Verhältnis zwischen eigentlicher Beratungsarbeit und Hintergrundaufga-
ben. 

Output, Outcome und Impact sind Wirkungskategorien, bei denen unterschiedliche Stufen der Wirkungslogik in 
den Fokus gerückt werden. So werden unter Output die unmittelbaren Auswirkungen eines Beratungsvorgangs 
auf die Ratsuchenden zusammengefasst, z. B. dass sich eine Person nach der Beratung besser informiert fühlt als 
vorher. Mit dem Begriff Outcome sind mittelfristige Auswirkungen auf individueller Ebene gemeint, etwa die 
Bewältigung einer kritischen Lebenssituation. Schlussendlich vereint die Kategorie Impact die gesamtgesell-
schaftlichen Auswirkungen, die das neu aufgebaute Beratungssystem idealer-weise erzielen sollte. Darunter fallen 
eine Lotsenfunktion im Unterstützungssystem sowie die Verwirklichung des Wunsch- und Wahlrechts bei der 
Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe. 

1.4 Entwicklung eines fachlichen Referenzrahmens für die Analyse und Bewertung der
Grundqualifizierung 

Das Format der EUTB ist grundsätzlich ein Novum in der Beratungslandschaft. Daher gibt es weder Literatur 
zum feldspezifischen Kompetenzprofil der Beraterinnen und Berater und den entsprechenden Anforderungen an 
Qualifizierungsprogramme noch bewährte und systematisch untersuchte Schulungskonzepte. Für die Entwicklung 
des Referenzrahmens für die Analyse und Bewertung der Grundqualifizierung wurde daher auf vorliegende Er-
kenntnisse aus übergeordneten Diskursen (z. B. zu Beratungs-/Handlungskompetenz, Qualitätsstandards in der 
Erwachsenenbildung beziehungsweise in der Fort- und Weiterbildung) sowie aus ähnlichen Handlungsfeldern 
(etwa psychosoziale Beratung in der sozialen Arbeit, Peer Counseling) zurückgegriffen, die auf das Untersu-
chungsfeld der Grundqualifizierung von EUTB-Beraterinnen und -Beratern transferiert wurden. 

Die konzeptionell-inhaltliche Erschließung des Themenfeldes erfolgte durch eine systematische Literaturrecher-
che in einschlägigen Literatur- und Bibliotheksdatenbanken sowie weiteren fachlichen Datenbanken und Publi-
kationsorganen im Internet. Dabei wurde insbesondere Literatur zur Beratung in psychosozialen Arbeitsfeldern, 
zur Schulung von Peer-Beraterinnen und -Beratern, zu Beratung und Beratungswissenschaft, Dokumente des 
BMAS zur EUTB sowie Beiträge aus der Interessenvertretungs- und Selbsthilfearbeit, Eltern- und Angehörigen-
arbeit im Kontext Behinderung berücksichtigt. Die Beiträge wurden unter der Fragestellung gesichtet und analy-
siert, welche Anforderungen an die Beratungskompetenz und Qualifizierung von EUTB-Beraterinnen und -Bera-
tern, unter besonderer Berücksichtigung der Qualifikationsansätze für Peer-Beraterinnen und -Berater, daraus ab-
geleitet werden können. 

In der Gesamtbetrachtung zeigt sich, dass die professionelle Beratungsarbeit durch Peers in der Beratungswissen-
schaft bisher nahezu unberücksichtigt ist und nur wenige einschlägige empirische Studien zur Peer Beratung vor-
liegen.11 In der Literatur wird insgesamt eine Vielzahl von Ausrichtungen, Konzepten, Methoden und Schulen in 
Therapie und Beratung fokussiert, jedoch stets orientiert an professionellen Anwenderinnen und Anwendern mit 
einschlägigen akademischen Abschlüssen (in der Regel aus den Feldern der Psychotherapie oder sozialen Arbeit) 
(Zwicker-Pelzer 2015). Zudem wird in der Beratungsliteratur nach Arbeitsfeldern und Beratungsanlässen, Fach-
richtungen und Schulen unterschieden. 

Dem konzeptionellen Grundsatz der EUTB „Eine für alle“ folgend, sollen EUTB-Beraterinnen und -Berater je-
doch alle Ratsuchenden – Angehörige, Betroffene und Interessierte – zu allen Themen von Rehabilitation und 
Teilhabe beraten können (BMAS 2017a: 1). Im professionellen psychosozialen Beratungskontext erwerben die 
Beraterinnen und Berater ihre Qualifikationen und Kompetenzen in der Regel über ihre berufliche beziehungs-
weise akademische Ausbildung (z. B. Soziale Arbeit, Psychotherapie, Jura). In der EUTB sollen hingegen (Peer-
)Beraterinnen und Berater unabhängig von einer akademischen Qualifikation eingesetzt werden (BMAS 2018: 3, 
14). Für die Beratungstätigkeit sollen Personen zugelassen werden, die über eine einschlägige Qualifikation ver-
fügen (z. B. Sozialpädagogik, Soziale Arbeit, Heilerziehungspflege) und/oder entsprechende Erfahrungen in der 
Beratung von Menschen mit Beeinträchtigungen nachweisen können (BMAS 2017b: 6). 

1 Als eine der wenigen empirischen Studien im deutschsprachigen Raum vgl. die „Evaluation von Peer Coun-seling im Rheinland“ von 
Braukmann et al. (2017). 
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Entsprechend sind die Voraussetzungen der EUTB-Beratungskräfte sehr heterogen, und zwar sowohl im Hinblick 
auf Qualifikationen und (Berufs- und Bera-tungs-)Erfahrungen als auch bezüglich der eigenen Betroffenheit. Ins-
gesamt müssen die Ansprüche an eine Qualifizierung der EUTB-Beraterinnen und – Berater im Spannungsfeld 
von Erfordernissen und Erwartungen an eine Professionalisierung der EUTB-Beratungsarbeit einerseits sowie 
möglichen Zugangsbarrieren für (Peer-)Beratungskräfte andererseits betrachtet werden. 

Analytische Kategorien und Kriterien zur Untersuchung der Grundqualifizierung 

Die Grundqualifizierung für EUTB-Beraterinnen und -Berater wird im Rahmen der Evaluation als eine Form der 
Erwachsenenbildung, genauer der Weiterbildung, verstanden, „die der Vertiefung, Erweiterung oder Erneuerung 
von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten“ dient – und zwar im Handlungsfeld der (Peer-)Beratung von Menschen 
mit Beeinträchtigungen (Nagel / Tiedtke 2007: 3; zit. n. Rädiker 2012: 47). Die Entwicklung des Referenzrahmens 
orientiert sich strukturell an den klassischen Dimensionen des Qualitätsmanagements beziehungsweise der Qua-
litätsentwicklung (Struktur-, Prozess-, Ergebnisqualität, erweitert um Konzeptqualität), die auch im Handlungs-
feld der Fort- und Weiter- beziehungsweise Erwachsenenbildung vielfach Verwendung finden (siehe auch Refe-
renz-rahmen Beratungsqualität, Kapitel 1.3) (Expertengruppe Berufsbegleitende Weiterbildung 2013). 

Tabel le 4 

Analysedimensionen und -kategorien der Grundqualifizierung im Überblick 

Inhaltlich-fachliche 
Ausrichtung 

(Konzeptqualität) 

Strukturelle und materielle 
Voraussetzungen 
(Strukturqualität) 

Merkmale der Lehr-/ 
Lernsituation 

(Prozessqualität) 

(Aus-)Wirkungen der 
Schulung (Ergebnisqualität) 

Zielsetzungen Organisation im Vorfeld Umsetzung des Curriclums Beratungskompetenz (EUTB) 

Fachliche Orientierungen Barrierefreiheit/angemessene 
Vorkehrungen 

Partizipation der Teilnehmenden Zufriedenheit Teilnehmende 

Inhalte (Curriculum) Auswahl und Qualifizierung der 
Trainerinnen/Trainer 

Methoden Transfererfolg 

Weiterbildung 

1.4.1 Inhaltlich-fachliche Ausrichtung (Konzeptqualität) 

Die Ebene der Konzeptqualität (im Sinne einer Orientierungsqualität) beinhaltet, dass der Träger der Grundqua-
lifizierung (FTB) eine klare Zielsetzung für dieses Format formuliert: Was soll/kann mit der Grundqualifizierung
erreicht werden? Was kann sie (nicht) leisten? Diese Ziele und die damit verbundenen fachlichen Überzeugungen 
sind als handlungsleitende Basis der Qualifizierung am Programm der EUTB, insbesondere dem Konzept des 
Peer Counseling und dem Kompetenzprofil für EUTB-Beraterinnen und -Berater, auszurichten. Zielsetzungen 
und fachliche Orientierungen müssen für die Teilnehmenden der Grundqualifizierung transparent sein und von 
den eingesetzten Trainerinnen und Trainern vertreten werden. Konzeptqualität bedeutet auch, dass sich die Inhalte 
und die Durchführung systematisch an Theorien, Konzepten und Forschungsergebnissen der einschlägigen Felder 
von Erwachsenenbildung, Fort- und Weiterbildung, (psychosozialer) Beratung und Peer Counseling orientieren. 

Das Programm der Grundqualifizierung sollte so gestaltet sein, dass es die unterschiedlichen Voraussetzungen, (be-
rufsbiografischen) Erfahrungen, Fähigkeiten und Kompetenzen der Teilnehmenden im Vorfeld berücksichtigt (Ziel-
gruppenorientierung) und die Partizipation der Teilnehmenden bei der Auswahl relevanter Themen entsprechend 
ihren Erwartungen, Voraussetzungen und Bedürfnissen sowie die aktive Mitgestaltung in den einzelnen Schulungs-
gruppen ermöglicht (Teilnehmerorientierung) (Quilling 2015). Die zu erwartende Heterogenität der Teilnehmenden 
sollte als Voraussetzung für inklusive Bildungsprozesse, Unterschiede als Potenzial und Ressource genutzt werden 
(Diversity-Orientierung) (Expertengruppe Berufsbegleitende Weiterbildung 2013). 
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Auf einer allgemeinen Ebene sind Lern- und Bildungsprozesse in der Weiterbildung in psychosozialen Hand-
lungsfeldern auf die Entwicklung von Handlungskompetenzen, hier auf die Entwicklung von Beratungskompe-
tenz in der EUTB, ausgerichtet (Expertengruppe Berufsbegleitende Weiterbildung 2013; Schüßler 2012; Wein-
hardt 2017). Die Inhalte der Grundqualifizierung müssen sich an den verschiedenen Dimensionen und Bereichen 
der Beratungskompetenz von EUTB-Beraterinnen und -Beratern orientieren und sich im Curriculum wiederfin-
den. 

Bislang liegen kaum systematisch entwickelte und empirisch untersuchte Kompetenzprofile für EUTB-Beraterinnen 
und -Berater und hierauf bezogene Curricula für die Qualifizierung vor. Für die Analyse der Grundqualifizierung 
wurde daher ein allgemeines Kompetenzmodell psychosozialer Beratung (Weinhardt 2015; Albrecht 2017; Nestmann 
/ Sickendiek 2011) zugrunde gelegt, das für das Beratungsfeld der EUTB auf der Basis einschlägiger Literatur und 
EUTB-Dokumente2 (vorläufig) inhaltlich konkretisiert wurde. Dieses Kompetenzmodell eignet sich als Basis für die 
Entwicklung von Forschungsfragen und zur Analyse empirischer Befunde zur Grundqualifizierung. Es lassen sich 
drei übergeordnete Kompetenzbereiche unterscheiden, die nicht immer trennscharf sind beziehungsweise sich über-
lappen können: Fachkompetenz (Wissen), Methodenkompetenz (Können) und Sozial-emotionale Kompetenz (Hand-
lungsorientierung) (Abbildung 1). 

Fachkompetenz beinhaltet feldspezifisches Wissen, Interaktions- und Methodenwissen und (sozial-)diagnostisch-
pädagogisches Wissen (Nestmann / Sicken-diek 2011: 109-119). 

• Das feldspezifische Wissen umfasst in Bezug auf das Programm der EUTB beziehungsweise das Konzept des 
Peer Counseling unter anderem folgende Wissensbereiche: Grundsätze UN-BRK (z. B. Verständnis von Behin-
derung), bio-psycho-soziales Modell von Behinderung (ICF), Gleichstellungsgesetze, Strukturen des Rehabili-
tationssystems (z. B. Trägerstrukturen, Verfahren der Bedarfsermittlung und Teilhabeplanung), Struktur des So-
zialrechts, Leistungen und Ansprüche insbesondere nach SGB IX, Unterstützungssysteme (z. B. berufliche Re-
habilitation, unterstützte Wohnformen), Ziele und Aufgaben der EUTB, weitere Angebote, Vielfalt der Beein-
trächtigungsformen, Behinderungserfahrungen und Unterstützungsbedarfe, Theorien und Konzepte des Em-
powerment und der (Peer) Beratung. 

• Interaktions- und Methodenwissen beinhaltet theoretische Grundlagen der (EUTB-)Beratung, einschließlich 
der Wahrnehmung und Benennung von (persönlichen und fachlichen) Grenzen, Kenntnisse über verschiedene 
Kommunikations- und Gesprächsführungstechniken und Ansätze der Res-sour-cen-, Lebenswelt- und Em-
powermentorientierung (Hermes / Hor-mann 2017). Zum Interaktions- und Methodenwissen zählt auch das 
Wissen um unterschiedliche Beratungssettings (z. B. Eins-zu-eins-Beratung, Beratungs-Duo) sowie zu Kon-
zepten und Strategien der Netzwerkarbeit. 

• (Sozial-)Diagnostisch-pädagogisches Wissen meint z. B. Wissen über menschliche Entwicklungsprozesse
und psychiatrische Diagnosen. Über diese Wissensgebiete der Beratungskompetenz hinaus brauchen EUTB-
Beraterinnen und -Berater je nach Ausstattung der Beratungsstelle und Stellenbeschreibung kaufmännisches 
Wissen (z. B. Berichts- und Rechnungslegung) sowie administrative Kenntnisse (z. B. im Bereich der elekt-
ronischen Datenverarbeitung). 

• Methodenkompetenz (Können) bezieht sich zum einen auf die praktische Anwendung von Fachkompe-
tenz/Wissen in der konkreten Begegnung mit den Ratsuchenden sowie mit weiteren relevanten Akteuren (z. 
B. Kolleginnen und Kollegen, Netzwerkpartnern, Fachstelle EUTB, Rehabilitationsträger) und zum anderen 
auf die Organisation der Büro- und Beratungsarbeit. Methodenkompetenz beinhaltet eine soziale Dimension 
(z. B. Auftragsklärung, Teamfähigkeit, Umgang mit Konflikten, Netzwerken und Kooperationen), eine zeit-
liche Dimension (z. B. zeitliche Gestaltung und Strukturierung der Beratung) sowie eine sachliche Dimension 
(z. B. Auswahl und Anwendung fall- und situationsangemessener Techniken, Methoden und Settings, Büro-
management, Umgang mit digitalen Kommunikationstools). 

Unter anderem Studie zum Peer Counseling im Rheinland (Braukmann et al. 2017), Vorgaben nach § 32 SGB IX, Förderrichtlinie zur 
EUTB (BMAS 2017a), Curriculum zum/zur Qualifizierung Teilhabeberaterinnen/-berater EUTB sowie Kompetenzprofil Beratende 
EUTB (FTB, nicht öffentlich zugänglich), Handlungsempfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation zu Trägerüber-
greifenden Beratungsstandards (2015). 

2 
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Abbildung 1 

Kompetenzmodell psychosozialer Beratung 

Quelle: Eigene Darstellung nach Weinhardt 2015, S. 11 

Forschungsergebnisse weisen darauf hin, dass Wirkungen in der Beratung nur zu einem kleinen Teil auf die An-
wendung von Methoden zurückzuführen sind. Viel wichtiger scheint die Qualität der Beziehung im Sinne einer 
kooperativen, vertrauensvollen und tragfähigen Beziehung zwischen Beraterinnen beziehungsweise Beratern und 
Ratsuchenden (Albrecht 2017: 47). Das Gelingen oder Scheitern einer solchen Beratungsbeziehung hängt wesent-
lich von den sozial-personalen Kompetenzen der Beraterinnen und Berater beziehungsweise von ihren Hand-lungs-
orientierungen ab. Dieser Kompetenzbereich beinhaltet Überzeugungen und Werthaltungen, motivationale As-
pekte sowie selbstregulative Fähigkeiten. Dazu gehören unter anderem ein Grundverständnis von Beratung als 
reflexive (und nicht als helfende oder instruierende) Handlungsform, die Übereinstimmung mit der Philosophie des 
Peer Counseling, ein menschenrechtliches Verständnis von Behinderung, Diversity-Kompetenz, Bewusstsein für 
Vorurteile sowie die Fähigkeit zur Regulation von Nähe und Distanz. 

Das dargestellte Kompetenzmodell der psychosozialen Beratung verweist auf komplexe Bildungsprozesse und 
einen performanzorientierten Kompetenzbegriff: „Er zielt auf (zumindest teilweise) beobachtbare Beratungshand-
lungen (die Performanz) und erlaubt daraus den Rückschluss auf die Kompetenz (die man nicht direkt messen 
kann).“ (Weinhardt 2017) Beratungskompetenz kann demnach nicht durch kurzfristige Lern- und Trainingseffekte 
im Rahmen der Qualifizierungsmaßnahme erzeugt werden. Wissen ist eine wichtige, aber keine ausreichende Vo-
raussetzung für gelingende Beratung. Gleiches gilt für die vielfach im Kontext des Peer Counseling als bedeutsam 
genannte „richtige Haltung“ (van Kan 1996: 9 ff.). „Die Beratungshaltung ist per se ein Hochspekulationsbegriff 
mit starker normativer Kraft, aber eingeschränkter Operationalisierbarkeit (...). Realistischer ist es, von einer für 
Person und Anliegen der Adressatinnen und Adressaten jeweils passenden Begegnungsfähigkeit zu sprechen, die 
sich in einer beobachtbaren Beratungsbeziehung äußert und dann wiederum einen gut erfassbaren Teil von Bera-
tungskompetenz (nämlich eine solche auch unter schwierigen Bedingungen herstellen zu können) ausmacht.“ 
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(Weinhardt 2017) Eine solche „Begegnungsfähigkeit“ setzt in konkreten Beratungssituationen grundlegende Hand-
lungsorientierungen der Teilhabeberatung beziehungsweise des Peer Coun-seling voraus, um z. B. Situationen 
wahrnehmen und analysieren zu können sowie Unsicherheiten, Widersprüche oder Diskrepanzen aushalten zu kön-
nen. 

Es ist davon auszugehen, dass es für die verschiedenen Bereiche von Beratungskompetenz (Wissen, Können, 
Handlungsorientierung) unterschiedliche Haupt-lernorte gibt (Weinhardt 2015: 11) (Abbildung 1). Demnach eig-
nen sich institutionalisierte Bildungsangebote in erster Linie zur Vermittlung von Fachkompetenz und Wissen, 
während Methodenkompetenz vor allem durch Erfahrungen in der Beratungspraxis erlangt wird. Grundlegende 
Handlungsorientierungen wiederum werden wesentlich in biografischen, informellen Kontexten geprägt. Vor die-
sem Hintergrund ist danach zu fragen, welche Kompetenzbereiche im Rahmen der Grundqualifizierung angespro-
chen werden sollen und können und welche Kompetenzbereiche darüber hinausgehend auf welchen anderen We-
gen (z. B. reflektierte Beratungserfahrung, Supervision, kollegiale Vernetzung und Austausch) vermittelt werden 
müssen. 

1.4.2 Ergebnisse und (Aus-)Wirkungen (Ergebnisqualität) 

Die Qualität der Grundqualifikation lässt sich insgesamt wesentlich vom Ergebnis beziehungsweise von den Wir-
kungen aus denken. Deren inhaltliche Bestimmung wiederum hängt von der definierten Zielsetzung der Maßnahme 
ab (siehe Kapitel 1.4.1). Als gelungene Erwachsenenbildung im Sinne eines „nachhaltigen Lernens“ wird „ein 
Lernen Erwachsener angesehen, welches zu anhaltenden Wirkungen im Hinblick auf die Weiterentwicklung sowie 
die Transformation oder Differenzierung fachlich-inhaltlicher, sozialer, methodischer und emotionaler Kompeten-
zen Erwachsener führt“. (Arnold et al. 2002: 6; zit. n. Schüßler 2012: 53) Wesentlicher Indikator für die Ergebnis-
qualität der Grundqualifizierung ist der Erwerb von EUTB-Beratungskompetenz auf der Basis des beschriebenen 
Kompetenzmodells (siehe Kapitel 1.3). Diese lässt sich im Sinne des Performanzkonzep-tes nicht unmittelbar mes-
sen. Gleichwohl zeigt sie sich im Handlungsvollzug der Beratung, deren Gelingen (oder Scheitern) sowohl von den 
Beratungskräften als auch von den Ratsuchenden wahrgenommen und (im Rahmen von Befragungen) bewertet 
werden kann. Darüber hinaus können qualifizierte EUTB-Beraterinnen und -Berater darüber Auskunft geben, in-
wieweit sie sich durch die Grundqualifizierung auf ihre Beratungstätigkeit vorbereitet fühlen, was sie aus ihrer 
subjektiven Perspektive (Bedarf an/Erwartungen an die Qualifizierung) aus der Grundqualifizierung „mitgenom-
men haben“ und inwiefern es ihnen in konkreten Beratungssituationen gelingt, Erfahrungen aus der Grundquali-
fizierung anzuwenden (Transfererfolg). Auch die Erklärungsfähigkeit, warum einzelne Beratungssituationen ge-
scheitert sind, kann als Indikator für Beratungskompetenz gewertet werden (Schüßler 2012; Weinhardt 2017). 
Darüber hinaus kann eine subjektive Einschätzung davon, welcher individuelle Bedarf an weiteren Qualifizie-
rungsmaßnahmen besteht, welche Möglichkeiten für die Fort- und Weiterbildung bestehen und wie die eigene 
Motivation zur Weiterbildung ist, als Indikator für den Erfolg der Grundqualifizierung betrachtet werden. 

Grundsätzlich muss bei der Analyse der Ergebnisqualität berücksichtigt werden, dass Lern- und Bildungsprozesse 
in der Erwachsenenbildung „ein reflexives Gut“ sind, das in großen Teilen durch die Lernenden selbst hergestellt 
wird (Co-Produktion) (Rädiker 2012: 105; Pachner 2013). Dementsprechend können die Wirkungen der Qualifi-
zierung für die Beraterinnen und Berater individuell sehr verschieden ausfallen. Außerdem sind sie stark abhängig 
von einer Vielzahl kon-text-, personen- und prozessspezifischer Faktoren (z. B. Motivation, Themenrelevanz und 
Vorerfahrung, Voraussetzungen der Trainerinnen und Trainer). Dies gilt angesichts der Heterogenität der EUTB-
Beraterinnen und -Berater in besonderer Weise. Vor diesem Hintergrund lässt sich die jeweils entwickelte Bera-
tungskompetenz nicht monokausal auf die Grundqualifizierung zurückführen, da diese nur einer unter vielen ein-
wirkenden Faktoren ist (Schüßler 2012: 59). 

1.4.3 Lerninfrastruktur (Strukturqualität) 

Die Strukturqualität des Präsenzseminars im Rahmen der Grundqualifizierung meint die Lerninfrastruktur und 
umfasst organisatorische, räumliche, personelle und materielle Rahmenbedingungen. 

Ein wichtiger Aspekt ist die Organisation im Vorfeld der Schulung. Neben Klarheit und Transparenz über den 
Ablauf und Verantwortlichkeiten ist die barrierefreie Verfügbarkeit von Informationen für die Teilnehmenden 
(unter anderem zum Tagungsort und zu Anreisemöglichkeiten, zum Seminarverlauf) ein wichtiges Kriterium 
(Schüßler 2012: 59). Um die Seminarinhalte und -strukturen an den Voraussetzungen und Bedürfnissen der Teil-
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nehmenden ausrichten zu können (Teilnehmerorientierung), sollten die Trainerinnen und Trainer über deren (be-
ruflichen) Qualifikationen und (Beratungs-)Erfahrungen sowie über Behinderun-gen/Erkrankungen und Unter-
stützungsbedarfe frühzeitig informiert werden (Bun-desfachstelle Barrierefreiheit 2021: 3). 

Die Umsetzung von Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen gilt, wie für das EUTB-Angebot, auch für 
die Seminarorte und die Ausgestaltung des Präsenzseminars als zentrales Qualitätskriterium (BMAS 2017a: 1). Die 
räumliche Barrierefreiheit umfasst unter anderem die Erreichbarkeit des Seminarortes, die 

Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Seminar-, Schlaf- und Speiseräumen (Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen 2009: 1 ff.) einschließlich der Verfügbarkeit eines Rückzugsraumes (Sozialhelden 
e. V. 2018). Zeitliche Barrierefreiheit bedeutet unter anderem das Angebot unterschiedlicher Terminstrukturen (z. 
B. werktags und Wochenende) sowie ausreichende Pausen-und Erholungszeiten zwischen den Arbeitseinheiten, 
um den behinderungs- oder krankheitsbedingten Belastungsgrenzen der Teilnehmenden gerecht zu werden. Die 
materielle und kommunikative Barrierefreiheit umfasst unter anderem Informationen zur Grundqualifikation auf 
der Homepage der FTB und in barrierefreien Newslettern sowie Hinweise zur Orientierung und bezieht auch die 
Sensibilisie-rung und Schulung von Personal in den Tagungshäusern ein. Lehr- und Lernmittel sowie Kommuni-
kationsformen müssen auf die unterschiedlichen Voraussetzungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer abge-
stimmt werden (z. B. Braille-Druck, Texte in Leichter Sprache, Gebärdensprach- und Schriftdolmetscher/-innen) 
(Bundeskompetenzzentrum Barrierefreiheit e. V. 2012). Zu den angemessenen Vorkehrungen gehört auch, dass 
Unterkunfts- und Verpflegungskosten für Arbeitsassistenz und Persönliche Assistenz übernommen werden. 

Zur Strukturqualität zählen auch die Auswahl und Qualifizierung der Trainerinnen und Trainer. Die Qualität des 
Präsenzseminars hängt wesentlich von ihren Qualifikationen und Kompetenzen ab. In der Regel wird in Fort- und 
Weiterbildungsangeboten für therapeutische oder beraterische Zusatzqualifikationen Wert auf einen gemeinsa-
men, vergleichbaren Erfahrungs- und Wissenshintergrund der Teilnehmenden gelegt (Deutsche Gesellschaft für 
Systemische Therapie, Beratung und Familientherapie e. V. 2018; moreno institut 2021; GfK-Trainer werden 
2018). Zudem verfügen die Trainerinnen und Trainer nachweislich über einschlägige Kompetenzen, das heißt, sie 
haben in der Regel selbst die entsprechende Fort- oder Weiterbildung durchlaufen (Weinhardt 2018). Entspre-
chende Voraussetzungen können bei den Trainerinnen und Trainern der EUTB-Grundqualifizierung aufgrund der 
Neuartigkeit des Angebotes nicht erwartet werden, sodass eine gemeinsame Qualifizierung im Vorfeld der Durch-
führung der Seminare notwendig ist. Dabei müssen grundlegende (Peer-)Beratungskompetenzen, einschließlich 
fachlicher und sozialer Kompetenzen, sowie Kompetenzen der Erwachsenenbildung (Didaktik und Methodik) 
vorausgesetzt werden, die im Rahmen der Qualifizierung vertieft und um weitere, EUTB-spezifische Inhalte und 
Handlungsorientierungen ergänzt werden sollten (Fachstelle Teilhabeberatung 2017). 

Angesichts des hohen Stellenwertes von Peer Counseling in der EUTB und der Grundqualifizierung der EUTB-
Beraterinnen und -Berater sollten Trainerinnen und Trainer, die mit Beeinträchtigungen/Behinderungen leben 
beziehungsweise Erfahrungen in der Begleitung eines Angehörigen mit Beeinträchtigun-gen/Behinderungen ha-
ben, Qualifikationen im Peer Counseling und langjährige Erfahrungen in der Peer-Beratungsarbeit vorweisen 
können. Zudem sind Kompetenzen und Erfahrungen in der Erwachsenenbildung (Didaktik, Methodik) unver-
zichtbar, von Vorteil sind insbesondere Erfahrungen mit Lehr-/Lernprozessen in heterogenen Lerngruppen und 
Kenntnisse inklusiver Didaktik. Das Training im Duo (Team Teaching) setzt besondere Teamkompetenzen der 
Trainerinnen und Trainer voraus, bei der Zusammensetzung der Teams ist auf ihre bestmögliche Passung und 
Ergänzung im Hinblick auf die unterschiedlichen fachlich-inhaltlichen, methodischen und sozial-personalen 
Kompetenzen zu achten. Während und nach den Qualifizierungsmaßnahmen sollten Möglichkeiten der kollegia-
len Intervision und der (Gruppen-)Supervision geschaffen werden. 

1.4.4 Merkmale der Lehr-/Lernsituation (Prozessqualität) 

Die Ziele und Inhalte der Grundqualifizierung (siehe Kapitel 1.4.1) sollen im Rahmen von Präsenzseminaren, 
Selbstlernelementen und onlinebasierten Kommunikationsformen vermittelt werden. Im Folgenden geht es im 
Kern um Bewertungskriterien für die Qualität der Lehr-/Lernsituation im Rahmen der Präsenzseminare. Wesent-
lich sind hier die Orientierung der Inhalte am Curriculum, die Partizipation der Teilnehmenden sowie der Metho-
deneinsatz. 
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Bildungsprozesse bei Erwachsenen sind immer auch Prozesse der Selbstbildung. Die aktive Mitarbeit und die Be-
reitschaft, sich auf die Inhalte und Prozesse einzulassen, sind Voraussetzungen für gelingende Bildungsprozesse in 
der Erwachsenen- beziehungsweise Weiterbildung. Ein wesentliches Kriterium von Prozessqualität der Grundqua-
lifizierung der EUTB ist daher die Gestaltung des Lern- und Lehrarrangements von Bildungsprozessen in gemein-
samer Verantwortung aller Beteiligten (Expertengruppe Berufsbegleitende Weiterbildung 2013: 27) Ausgangspunkt 
ist die gemeinsame Verständigung zwischen Trainerinnen beziehungsweise Trainern und Teilnehmenden über Ziele, 
Inhalte und Methoden der Schulung, über angemessene Rahmenbedingungen und über ein das gemeinsame Lernen 
förderndes Klima. Es ist davon auszugehen, dass die Beratungskompetenzen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nur durch selbstbestimmte Veränderungen ihrer Handlungsorientierungen und eine entsprechende Entwicklung ihrer 
Persönlichkeit gefördert werden können (Expertengruppe Berufsbegleitende Weiterbildung 2013: 27). Sind Sinn 
und Nutzen des Bildungsangebotes für die Erweiterung der eigenen Handlungskompetenzen für die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer erkennbar, so trägt dies erheblich zur Aktivierung und (Lern-)Motivation bei (Poschalko 2011: 
3 ff.). Im Sinne einer „Lernerorientierung“ beziehungsweise „Ermöglichungsdidaktik“3 liefern daher die Anliegen, 
Interessen und Fragen der Teilnehmenden sowie deren Erfahrungen, Fähigkeiten und Ressourcen wesentliche 
Orientierungspunkte für die Gestaltung der Maßnahme durch die Trainerinnen und Trainer. Lehr- und Lernpro-
zesse im Rahmen der Grundqualifizierung können daher grundsätzlich wenig routiniert und standardisiert ablau-
fen. 

Die in den Seminaren eingesetzten Methoden, Lernformen und Lernverfahren sollten grundsätzlich den Zielen und 
Inhalten der Grundqualifizierung entsprechen. Dies bedeutet, dass die unterschiedlichen Bereiche von Beratungs-
kompetenz (Abbildung 1) über jeweils verschiedene, zu den Kompetenzbereichen passende Lehr- und Lernpro-
zesse (Wissensvermittlung, Anwendung/Übung und Reflexion) angesprochen werden. Angesichts der großen He-
terogenität der Beraterinnen und Berater stellen sich hohe Anforderungen an die Fähigkeiten einer in-klusiven 
Didaktik und Methodik der Trainerinnen und Trainer im Sinne einer Differenzierung von Inhalten, Kompetenzni-
veaus und Vermittlungsformen in Abhängigkeit von den Voraussetzungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 
Methoden müssen entsprechend abwechslungsreich gestaltet werden und den verschiedenen Lerntypen und Lern-
tempi angepasst werden. Die Erfahrungen in den Schulungen werden zeigen müssen, unter welchen Bedingungen 
die Verschiedenheit der Lernenden eine Bereicherung für die gesamte Gruppe sein kann und wo es möglicherweise 
Grenzen beziehungsweise kritische Nebenwirkungen gibt. 

Siehe hierzu Rädiker 2012: 111 ff. Die „Ermöglichungsdidaktik“ soll den Lernenden das Lernen ermöglichen – und zwar eigenständig 
und selbstgesteuert. Die Lernenden setzen sich ihre Lernziele selbst, während die Lehrkraft die Rahmenbedingungen für diese Form des 
Lernens schaffen soll. Damit unterscheidet sich das Konzept von einer „Erzeugungsdidaktik“, auf deren Grundlage die Lehrkraft Inhalte 
vermittelt und Lernziele von außen setzt. (Arnold 2012). 

3 
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2. Grundlegende Informationen zu den empirischen Erhebungsmethoden 

Die empirischen Erhebungsmethoden, deren Ergebnisse Eingang in diesen Bericht gefunden haben, werden im 
Folgenden kurz beschrieben. Die Leserinnen und Leser können auf diese Weise einordnen, welche Aussagekraft 
und Reichweite Ergebnisse haben, die mit diesen Methoden gewonnen wurden. 

2.1 Standardisierte Befragung von Beratungsangeboten 

Ein Untersuchungsziel der Evaluation lautet, die EUTB in ihrer Funktion als neuartige Beratungsinstanz mit ihren 
spezifischen Merkmalen in der bestehenden Beratungslandschaft zu Rehabilitation (Reha) und Teilhabe zu veror-
ten. Um die erwünschten, spezifischen Leistungen und Merkmale der EUTB erkennen zu können, müssen Leistun-
gen und Merkmale der anderen Beratungsangebote in Deutschland bekannt sein. Tatsächlich ist aber weder der 
Umfang noch das inhaltliche Spektrum der Beratungsangebote im Themenfeld Reha und Teilhabe in der Bundes-
republik systematisch erfasst und aufbereitet; ein gültiges Gesamtverzeichnis der Beratungsangebote der Reha-
Träger einerseits und der Reha-Träger-unabhängigen Beratungsangebote andererseits liegt nicht vor. Vor diesem 
Hintergrund entschied das Evaluationsteam, selbst eine Bestandsaufnahme der Beratungslandschaft vorzunehmen. 
Dies setzte zunächst voraus, dafür eine Datenbasis durch eigene Recherchen zu generieren. Zweitens musste ein 
Weg gefunden werden, um Inhalte und Struktur der Beratung in dieser Stichprobe der Beratungslandschaft zu 
erfassen. Die Erhebung entsprechender Informationen erfolgte schließlich mittels standardisierter, schriftlicher Be-
fragung sowohl der EUTB-Angebote als auch der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote. 

Die Befragung der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote wurde dabei nicht für Zwecke eines Leistungsver-
gleichs mit den EUTB-Angeboten konzipiert (wer ist besser oder schlechter beim Beraten war also nicht die Frage), 
sondern diente vielmehr als Referenz dafür, die jeweiligen Gemeinsamkeiten und Unterschiede von EUTB-Ange-
boten und nicht-EUTB-geförderten Angeboten zu erkennen und abbilden zu können. Dass angesichts einer sehr 
großen Vielfalt von Trägern, Leistungserbringern und Beratungsangeboten verallgemeinerungsfähigen Aussagen 
zu „der Teilhabeberatungslandschaft“ klare Grenzen gesetzt sein würden, stand dabei von Beginn an fest. Bei der 
Bestandsaufnahme ging es darum, die Struktur der Beratungslandschaft in bestmöglicher Annäherung (an Reprä-
sentativität) zu erfassen.4 

Die standardisierte Befragung von Beratungsangeboten findet zu zwei Zeitpunkten statt. In diesen Bericht sind Er-
gebnisse aus der ersten Befragung im Winter 2018/2019 eingeflossen.5 Ausführliche Informationen zum Erhebungs-
design der Befragung von Beratungsangeboten finden sich im Anhangsband zu diesem Bericht in Kapitel 3. Nach 
Abschluss der ersten Erhebung lagen 505 Fragebögen von EUTB-Angeboten und 504 Fragebögen von nicht-EUTB-
geförderten Beratungsangeboten vor.6 Die nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote, die sich an der Befragung 
beteiligten, verteilen sich hinsichtlich ihrer Trägerschaft wie folgt: 

• Kommunale Träger7: n = 81 

• Bundesagentur für Arbeit: n = 69 

• Rentenversicherung: n = 53 

• Berufsgenossenschaften/Unfallversicherung: n = 44 

4 Die Stichprobe umfasst Beratungsangebote der Reha-Träger, die auf kommunaler Ebene der ausgewählten Landkreise und kreisfreien 
Städte recherchiert werden konnten, sowie den recherchierten Beratungsangeboten und -einrichtungen ohne unmittelbare Anbindung an 
die Reha-Träger (sogenannte trägerunabhängige Beratungsstellen/-angebote). 

5 Die zweite Befragung befindet sich zum Zeitpunkt der Berichterstellung noch in der Durchführung. 
6 Die Befragung von Beratungsangeboten ist als Organisationsbefragung angelegt und richtet sich nicht explizit an eine einzelne Person 

wie es z. B. bei repräsentativen Befragungen der Bevölkerung der Fall ist. Stattdessen geht es darum Informationen über die Beratungs-
angebote zu erheben, die gegebenenfalls auch von verschiedenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern oder Leitungskräften eines Bera-
tungsangebots gegeben oder zusammengetragen werden können. Die betreffenden Personen hatten die Möglichkeit, den Fragebogen 
auf Papier oder online auszufüllen. 

7 Diese umfassten Kreissozialämter, Jungendämter und Gesundheitsämter. Die überregionalen Träger der Sozialhilfe und Eingliederungs-
hilfe waren nicht systematisch in die Stichprobenrecherche einbezogen, da diese Träger nur zum Teil selbst individualisierte Beratungs-
leistungen anbieten, sondern die Beratung von Betroffenen häufig an beauftragte Leistungserbringer delegieren. Solche Leistungser-
bringer wurden wiederum von den Recherchen auf örtlicher Ebene mit abgedeckt. Insofern sind die überregionalen Träger mittelbar in 
der Stichprobe vertreten. 
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• Pflegestützpunkte und Gemeinsame Servicestellen8: n = 24 

• Gesetzliche Krankenkassen: n = 22 

• Reha-Träger-unabhängige Beratungsangebote: n = 211 

2.2 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden 

Wie stellt sich Teilhabe- und Reha-Beratung aus Sicht der Menschen dar, die diese Beratungsangebote in An-
spruch nehmen? Aufgrund welcher Anlässe und Themen werden Beratungsleistungen nachgefragt? Wie werden 
Beratungsprozesse von Ratsuchenden erlebt und beurteilt? Diese Perspektive der ratsuchenden Menschen ist Ge-
genstand verschiedener Untersuchungsmodule der EUTB-Evaluation. Im Zentrum steht dabei eine standardi-
sierte, schriftliche Befragung von Ratsuchenden. Diese Ratsuchendenbefragung wird – analog der Befragung von 
Beratungsangeboten – zweimal durchgeführt, um etwaige Veränderungen im Zeitverlauf zu erfassen. 

Um die spezifischen Merkmale und mögliche Besonderheiten der EUTB besser einordnen zu können, werden 
überdies auch Ratsuchende befragt, die Beratungsangebote der Rehabilitationsträger und trägerunabhängige Be-
ratungsstellen im Befragungszeitraum nutzten. Die Erfahrungen und Einschätzungen der Ratsuchenden dieser 
nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote dienen dabei in erster Linie als Referenz für die Verortung der EUTB 
im Gesamtsystem der Teilhabe-beratungslandschaft. Bei dieser Perspektive geht es um die Frage, inwieweit es 
also besondere Merkmale der EUTB im Vergleich zur Reha- und Teilhabeberatung anderer Akteure gibt. 

In diesem Bericht werden Ergebnisse aus der ersten Befragung zwischen Sommer 2019 und Frühjahr 2020 prä-
sentiert.9 Die zweite Befragung wird im Sommer 2021 durchgeführt. An der ersten Befragung beteiligten sich 
2.729 Ratsuchende der EUTB-Angebote und 632 Ratsuchende der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote 
von Rehabilitationsträgern und trägerunabhängigen Beratungsstellen.10 

Basis der ersten Welle der Befragung von Ratsuchenden der EUTB-Angebote und Ratsuchenden der Beratungs-
angebote von Reha-Trägern sowie weiteren trägerunabhängigen Beratungsangeboten war die Stichprobe der – 
zuvor durchgeführten – Befragung von Beratungsangeboten. Ausführliche Informationen zum Erhebungsdesign 
der Befragung von Ratsuchenden sind im Anhangsband in Kapitel 4 zu finden. 

2.3 Auswertung der Beratungsdokumentation 

Die Beratungsdokumentation wird über ein eigens eingerichtetes Online-Formular im internen Bereich der Web-
seite www.teilhabeberatung.de umgesetzt. Als Datenhalter fungiert die FTB. Alle Beraterinnen und Berater der 
EUTB sind dazu angehalten, jede durchgeführte Beratung eigenständig über einen personalisierten Zugang zu 
dokumentieren. Erfasst werden dabei nur einzelne Beratungsereignisse. Fallverläufe, also die wiederholte Bera-
tung ein und derselben Person, lassen sich über die Beratungsdokumentation nicht nachverfolgen, sondern werden 
jeweils als neue Beratungsereignisse gezählt. 

Für die Erstellung vertiefender und differenzierter Statistiken werden die Daten an die Prognos AG weitergege-
ben, dort aufbereitet und weiterverarbeitet. Die Ergebnisdarstellung erfolgt dabei immer in aggregierter Form, das 
heißt, Rückschlüsse auf einzelne Beratungsangebote oder gar ausfüllende Personen sind nicht möglich. 

Grundsätzlich gibt es drei Varianten der Online-Formulare: eine „Beratungsdokumentation für ratsuchende Men-
schen mit (drohenden) Behinderungen“, eine „Beratungsdokumentation für Angehörige, Partnerinnen und Partner 
sowie Vertraute“ sowie eine „Dokumentation von Gruppenberatungen“. Zusätzlich sind die Beraterinnen und 

8 Die gemeinsamen Servicestellen der Reha-Träger konnten im ersten Erhebungsjahr 2018 noch aktiv sein und waren daher in die erste 
Befragungsrunde einbezogen. 

9 Die Daten wurden für die Auswertung der Ergebnisse gewichtet, um die unterschiedliche Auswahlwahrscheinlichkeit von Ratsuchenden 
für die Befragung zu berücksichtigen. Ratsuchende, die ein Beratungsangebot häufiger besuchen, haben eine höhere Auswahlwahr-
scheinlichkeit (konkret: die Chance, Ansprache und Information zur Teilnahmemöglichkeit an der Befragung zu erhalten) als Ratsu-
chende, die ein Beratungsangebot seltener beziehungsweise nur einmal besuchen. Die Gewichtung der Daten korrigiert daher die Er-
gebnisse so, dass die Auswahlwahrscheinlichkeit einen möglichst geringen Effekt auf die dargestellten prozentualen Verteilungen hat. 

10 Die Ratsuchenden hatten die Möglichkeit, den Fragebogen auf Papier oder online auszufüllen. Ausführliche Informationen zum Erhe-
bungsdesign der Ratsuchendenbefragung sind im Anhangsband in Kapitel 4 zu finden. 

www.teilhabeberatung.de
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Berater dazu angehalten, über ein weiteres Formular sogenannte „Informationsanfragen“ zu dokumentieren. Da-
runter werden Kontakte verstanden, bei denen einer ratsuchenden Person kurze Informationen zu teilhaberelevan-
ten Themen11 übermittelt wurden, bei denen aber keine Beratung stattfand. 

Der besondere Mehrwert der Beratungsdokumentation ergänzend zu den Informationen aus den standardisierten 
Befragungen besteht darin, dass sie als Vollerhebung angelegt ist; es werden also Informationen aus weitgehend 
allen Beratungsgesprächen erfasst. Die Einschränkung „weitgehend“ ist darauf zurückzuführen, dass trotz Doku-
mentationspflicht nicht alle Beratungskräfte sämtliche Beratungsgespräche dokumentiert haben. Dennoch liefert 
sie das genaueste Bild von der Größenordnung des EUTB-Beratungsgeschehens. 

2.4 Organisationsanalyse 

Die Organisationsanalyse der FTB versucht zu klären, ob Prozesse und Aufbau der FTB sinnvoll und gut organi-
siert sind, sodass sie die sachgerechte Umsetzung der EUTB-Angebote unterstützen. Stärken und Schwächen der 
FTB sollen identifiziert werden, auch in Hinblick auf die mittel- bis langfristige Unterstützung der Beratungsan-
gebote. 

Zur bereits umgesetzten Methodik der ersten Untersuchungsphase gehörte ein orientierendes leitfadengestütztes 
Fachgespräch mit der Programm- und Projektleitung, in dem über die Rolle und das Profil sowie den organisatori-
schen Aufbau und die Prozesse der FTB gesprochen wurde sowie relevante Dokumente identifiziert und anschlie-
ßend zur Verfügung gestellt wurden. Als Ergebnis dieses Fachgesprächs wurde ein grober Entwurf eines Aufga-
benkatalogs der FTB erstellt. Im Anschluss wurden im April 2018 jeweils leitfadengestützte Fachgespräche mit 
allen Organisationseinheiten der FTB durchgeführt. Diese hatten zum einen das Ziel, den Entwurf des Aufgaben-
katalogs zu plausibilisieren. Zum anderen konnten Einschätzungen aller FTB-Mitarbeitenden im Hinblick auf ak-
tuelle und zukünftige Rahmenbedingungen in der alltäglichen Arbeit erhoben werden. Im Nachgang zu den Fach-
gesprächen wurde der Aufgabenkatalog von der FTB nochmals überarbeitet, sodass mit Stand Mai 2018 eine ab-
gestimmte Bestandsaufnahme aller Kernaufgaben und konkreten Tätigkeiten der FTB vorliegt. 

Auf dieser Basis erfolgte eine retrospektive Zuordnung des Personalaufwands zu einzelnen Aufgaben durch alle 
Organisationseinheiten der FTB. Hierfür wurde von der Prognos AG ein Excel-basierter Erhebungsbogen program-
miert, in dem die einzelnen Aufgaben und Tätigkeiten mit den benötigten Zeitaufwänden versehen werden. Be-
obachtungszeitraum war der 1. Januar 2018 bis 30. Juni 2018. Nach der Erhebungsphase wurden die quantitativen 
Ergebnisse in Fachgesprächen mit der Programm-/Projektleitung noch einmal plausibilisiert. Im Ergebnis der Erhe-
bung entsteht ein Überblick über die Schwerpunkte sowie Rahmenbedingungen der Aufgabenwahrnehmung der 
FTB. 

2.5 Darstellung der Erhebungs- und Analysemethoden zur Evaluation der Grundqualifizie-
rung 

Die Evaluation der Grundqualifizierung folgte einem mehrperspektivischen Ansatz, der bei der Darstellung, Ana-
lyse und Bewertung die verschiedenen beteiligten Akteure (BMAS, FTB, Beraterinnen und Berater, Trainerinnen 
und Trainer) berücksichtigt. Entsprechend wurden unterschiedliche empirische Zugänge gewählt, die im Folgen-
den beschrieben werden: 

• Dokumentenanalysen 

• Fachgespräche FTB: Fokusteam Curriculum, Leitung Fachstelle 

• Fokusgruppe Trainerinnen und Trainer 

• Fokusgruppen Beraterinnen und Berater 

11 Anfragen, die keine teilhaberelevanten Themen betreffen, wie z. B. eine Information über Öffnungszeiten oder Terminvereinbarungen, 
werden hingegen nicht statistisch erfasst. 
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2.5.1 Dokumentenanalyse 

Es wurden verschiedene Dokumente des BMAS zur Förderung der EUTB sowie der FTB analysiert. Diese sind 
zum Teil auf der Homepage der FTB öffentlich und zum Teil nur im geschützten Bereich zugänglich. Weitere 
(nicht zugängliche) Dokumente wurden der wissenschaftlichen Begleitung von Mitarbeitenden der FTB zur Ver-
fügung gestellt. Die folgenden Dokumente wurden analysiert: 

• Dokumente des BMAS: 

– FAQ zur Förderung der Ergänzenden Unabhängigen Teilhabeberatung – Förderrichtlinie zur Durchfüh-
rung der EUTB, 2017 

• Dokumente der FTB: 

– Beratungsleitfaden für die Beratungsangebote der EUTB, 2018 

– Curricula für die Qualifizierungen zur Trainerin bzw. zum Trainer Teil-habeberatung und zur Teilhab-
eberaterin bzw. zum Teilhabeberater EUTB, 2017 

– Empfehlungen für die EUTB zur Barrierefreiheit. Ergebnis aus dem Focus-Team Barrierefreiheit, 2017 

– Informationen zur Grundqualifizierung Teilhabeberaterin bzw. Teilhabe-rater EUTB, 2018 Beraterin-
nen bzw. Berater. Anhang zum Beratungsleitfaden für die Beratungsangebote der Ergänzenden unab-
hängigen Teilhabeberatung für Menschen mit Behinderungen (EUTB), 2019 

– Muster-Seminarplan, o. J. 

– Auswertung der Feedbackbögen zur Grundqualifizierung im Zeitraum März 2018 bis 15. Februar 2021 

2.5.2 Fachgespräche mit Mitarbeitenden der Fachstelle Teilhabeberatung 

Fachgespräch mit dem Fokusteam Curriculum 

Im April 2019 wurde ein etwa zweistündiges Fachgespräch mit insgesamt fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der FTB beziehungsweise Mitgliedern des Fo-kusteams Curriculum geführt. Zielsetzung des Gespräches war es, 
Informationen über Ziele und Strukturen der Grundqualifizierung, über den Prozess der Curriculum-Entwicklung, 
über aktuelle Entwicklungen und Planungen in Bezug auf die Grundqualifizierung sowie zu grundsätzlichen Fragen 
der Qualifizierung von EUTB-Beraterinnen und Beratern zu erhalten. Für das Gespräch wurden auf der Basis des 
fachlichen Referenzrahmens zur Evaluation der Grundqualifizierung Leitfragen vorbereitet, die sich auf folgende 
Themenbereiche bezogen: Struktur der Schulung, Barrierefreiheit, Auswahl und Qualifizierung der Trainerinnen 
und Trainer, Feedback, Weiterbildung, Inter-, Supervision, Ziele der Grundqualifizierung, Entwicklung Curricu-
lum, Umsetzung und Weiterentwicklung, Bedarf an Weiterbildung, Verständnis von Peer, Bedeutung von Haltung. 

Die Auswertung erfolgte inhaltsanalytisch (primäre Inhalte, deduktiv und induktiv) auf Basis einer Audioauf-
zeichnung des Gesprächs. 

Fachgespräch mit der Projektleitung 

Im März 2021 wurde ein Fachgespräch mit einer der Projektleiterinnen der FTB geführt. Das etwa einstündige 
Telefonat wurde schriftlich protokolliert. Die Zielsetzung des Gespräches war es, Informationen zur Struktur der 
Grundqualifizierung zu aktualisieren. 

Für das Gespräch wurden auf der Basis des fachlichen Referenzrahmens sowie der Jahresberichte 2018 und 2019 
Leitfragen vorbereitet, die sich unter anderem auf folgende Themenbereiche bezogen: Umfang durchgeführter 
und geplanter Grundschulungen, Anzahl Teilnehmende, Angebotsformate und strukturell-konzeptionelle Ände-
rungen der Seminare, curriculare Neuausrichtungen, barrierefreie Ausgestaltung, Zufriedenheit der Teilnehmen-
den, Vor- und Nachteile unterschiedlicher Schulungsformate. 
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Fokusgruppe mit Trainerinnen und Trainern 

Im Februar 2019 wurde ein Fokusgruppeninterview mit Trainerinnen und Trainern der Grundqualifizierung durch-
geführt, an dem insgesamt zehn Trainerinnen und Trainer teilnahmen. Zielsetzung des circa 1,5-stündigen Ge-
sprächs der Fo-kusgruppe war es, die Perspektive der Trainerinnen und Trainer, das heißt ihre Wahrnehmungen, 
Erfahrungen und Wünsche in Bezug auf ihre eigene Qualifizierung sowie die Grundqualifizierung der Beraterinnen 
und Berater zu erfassen. 

Für das Gespräch wurden Leitfragen auf der Basis des fachlichen Referenzrah-mens zur Evaluation der Grundqua-
lifizierung vorbereitet, die sich auf folgende Themenbereiche bezogen: Voraussetzungen im Vorfeld der Schulun-
gen (Auftrag, Organisation, Information über Teilnehmende, Zusammenstellung der Trainerinnen- und Trainer-
Duos, konzeptionelle Vorbereitung, Unterstützung), Durchführung der Schulung, vor allem Heterogenität der Teil-
nehmenden (Wahrnehmung der Verschiedenheit, Herausforderungen und Umgang damit, Barrie-

ren/Barrierefreiheit), Entwicklungsbedarf im Hinblick auf die Schulung. Im Laufe des Gespräches erwiesen sich 
darüber hinaus aus der Perspektive der Trainerinnen und Trainer der Begriff und das Konzept des Peers als be-
deutsam. 

Die Auswertung der Fokusgruppe erfolgte inhaltsanalytisch (primäre Inhalte, deduktiv und induktiv) auf Basis 
des Protokolls und mit Unterstützung einer Audio-aufzeichnung. 

2.5.3 Fokusgruppen mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Grundqualifizierung 

In Fokusgruppen wird eine kleine Gruppe von Personen in einer thematisch grob vorstrukturierten Gesprächssi-
tuation befragt und es wird zu bestimmten Fragestellungen eine Diskussion angeregt. In der Folge können nicht 
nur wesentliche Erfahrungen unterschiedlicher Personen erfasst werden, sondern auch, inwiefern bestimmte Be-
wertungen und Einstellungen für die gesamte Gruppe zutreffen. Es wurden vier Fokusgruppen mit insgesamt 34 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Grundqualifizierung (EUTB-Beraterinnen und -Berater) zu zwei Zeitpunk-
ten (2019 und 2021) geführt, zwei davon im Jahr 2021 aufgrund der Corona-Pandemie in Form einer Videokon-
ferenz. 

Die Gespräche dauerten jeweils etwa zwei Stunden und wurden zum Teil – je nach Einverständnis der Teilneh-
menden – mit dem Diktiergerät als Audiodatei aufgenommen bzw. als bei digitaler Durchführung als Video auf-
gezeichnet. Alle Fokusgruppengespräche wurden zudem protokolliert. Ziel der Fokusgruppen mit den Beraterin-
nen und Beratern war es, ihre Perspektiven auf die Grundqualifizierung zu erfassen. 

Für die Gespräche wurden auf der Basis des fachlichen Referenzrahmens zur Evaluation Leitfragen vorbereitet. Sie 
umfassten für die Fokusgruppen 2019 folgende Themenbereiche: Beratungskompetenz (notwendiges Wissen, Rolle 
der Haltung, Bedeutung des Peer-Aspekts), Erfahrungen in der Schulung und Bewertungen (Motivation und Erwar-
tungen, Vorbereitungen im Vorfeld, Barrierefreiheit, Kompetenz der Trainerinnen und Trainer, Heterogenität der 
Teilnehmenden), Transfererfolg und Bedarf an Weiterbildung (Umsetzung der Inhalte, Bedarf an und Informationen 
über Weiterbildung, Qualifizierungsbedarf für ehrenamtliche Beraterinnen und Berater). Bei den Fokusgruppen 
2021 wurde neben Fragen zur Beratungskompetenz ein Fokus auf (nachhaltige) Ergebnisse der Grundqualifizierung 
(Transfererfolg) sowie auf Weiterbildung (Bedarf und Angebote) gelegt. Zudem wurden die begleitenden Materia-
lien zur Grundqualifizierung (z. B. Studienbriefe und Reader) thematisiert. 

Die Auswertung der Fokusgruppen erfolgte inhaltsanalytisch (primäre Inhalte, deduktiv und induktiv) auf Basis 
der Protokolle und mit Unterstützung der Video-und Audiodateien. 

2.6 Fokusgruppen mit EUTB-Beratungskräften 

Das Untersuchungsdesign sieht insgesamt 30 Fokusgruppen mit Beratungskräften der EUTB-Angebote vor, die 
zu drei Zeitpunkten zu jeweils zehn Fokusgrup-pen durchgeführt werden. Die Anzahl der Fokusgruppen wurde 
bewusst hoch angesetzt, um ein möglichst breites Spektrum der heterogenen EUTB-Beratungslandschaft abbilden 
zu können. 

Die Fokusgruppen mit EUTB-Beratungskräften hatten das Ziel, deren Wahrnehmungen und Einschätzungen zu 
ausgewählten Themen möglichst umfassend zu verstehen. Die Zusammensetzung der Fokusgruppen erfolgte ei-
nerseits nach regionalen Gesichtspunkten, um den Reiseaufwand der Teilnehmenden möglichst gering zu halten. 
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Zum anderen wurde die Auswahl anhand von Kriterien vorgenommen (Ziel: Vielfalt), darunter regionale Merk-
male (städtisch versus ländlich, deutschlandweite Verteilung), Trägermerkmale (Art des Trägers, Größe) und vom 
EUTB-Angebot möglicherweise besonders angesprochene Ratsuchende mit bestimmten Behinderungen. Je 
Gruppe nahmen zwischen sechs und 13 Beraterinnen und Berater teil. Für die Fokusgruppen wurden Gesprächs-
leitfäden entwickelt, die mehrere Themengebiete abdeckten: 

• In der ersten Welle der Fokusgruppen wurden die Themen Beratungsprozess, Unabhängigkeit und Partei-
lichkeit sowie Zielgruppen und Öffentlichkeitsarbeit behandelt. Drei Fokusgruppen haben sich dem Thema 
Grundqualifizierung gewidmet, von denen eine mit Trainerinnen und Trainern durchgeführt wurde. 

• In der zweiten Welle (Online-Durchführung) wurden Corona-bedingte Entwicklungen, die Qualitätssiche-
rung und der konzeptionelle Rahmen der EUTB-Angebote, das Peer Counseling, Beratungsverläufe, die Un-
terstützung von Antragsprozessen, die Zusammenarbeit mit Leistungsträgern und Leistungserbringern sowie 
die Angehörigen-Beratung behandelt. Zwei der zehn Fokusgruppen waren den Themen Qualifizierung und 
Weiterbildung vorbehalten. 

2.7 Workshops mit Koordinierenden der EUTB-Angebote 

Workshops mit Personen, die Koordinierungsfunktionen in den EUTB-Angeboten übernehmen, sollen einerseits 
Informationen über den Stand der Umsetzung, über Hindernisse und förderliche Faktoren sowie über die Einhal-
tung von Qualitätsstandards in den EUTB-Angeboten liefern. Andererseits bieten sie eine Möglichkeit, zu erfahren, 
wie die begleitenden Rahmenbedingungen eingeschätzt werden, darunter die Förderbedingungen, die Administra-
tion und vor allem die fachliche Begleitung durch die FTB. Die Workshops mit Koordinierenden der EUTB-An-
gebote ergänzen die Perspektive der Beraterinnen und Berater, die über Fokusgruppen-Gespräche erfasst wird, 
sowie die Organisations- und Prozessana-

lyse der Fachstelle. Sie geben Hinweise auf unmittelbaren Handlungsbedarf aus Sicht der Koordinierenden und 
liefern teilweise Vorschläge, welche Maßnahmen ergriffen werden könnten. 

Als Gesprächsgrundlage wurde für die ersten drei Workshops ein Konzept entwickelt, das nach Durchführung 
des ersten Workshops leicht überarbeitet wurde. Die Themen und Fragestellungen wurden unter Berücksichtigung 
der bisherigen Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung erarbeitet. Der vierstündige Workshop gliederte sich 
in drei Phasen: 

• Herausfordernde Bedingungen der EUTB – unter anderem hinsichtlich Ausstattung, Personal, Organisation, Qua-
litätssicherung und Öffentlichkeitsarbeit; 

• Clusterung und Priorisierung der identifizierten Herausforderungen; 

• Sammlung und Diskussion von Lösungsansätzen für die priorisierten Herausforderungen. 

Die Zusammensetzung der Workshop-Teilnehmenden erfolgte einerseits nach regionalen Gesichtspunkten. Ande-
rerseits sollte durch die Auswahl sichergestellt werden, dass die Vielfalt der EUTB-Angebote möglichst gut abge-
bildet wird. Nach Festlegung auf drei Veranstaltungsorte wurden alle EUTB im Umkreis von rund einer Stunde 
Fahrzeit eingeladen, die zu dem Zeitpunkt im Beratungsatlas auf der Homepage www.teilhabeberatung.de aufge-
nommen waren. Insgesamt nahmen 17 Koordinierende von EUTB-Angeboten an den Workshops teil. 

2.8 Fokusgruppe beziehungsweise Interviews mit Ratsuchenden der EUTB-Angebote 

Das Ziel der Fokusgruppen mit Ratsuchenden besteht darin, deren Bewertungen und Einschätzungen der Beratung 
in ihren verschiedenen Ausprägungen möglichst umfassend aufzunehmen und zu verstehen. Im Kern geht es dabei 
um Aspekte der Prozess- und Ergebnisqualität und darum, wie die Charakteristika der EUTB (Niedrigschwellig-
keit, Förderung von Empowerment etc.) aus Sicht der Ratsuchenden umgesetzt werden. Damit ergänzen und ver-
tiefen die Fokusgrup-pen die Ergebnisse der standardisierten Befragung. 

Das ursprüngliche Untersuchungsdesign sah jeweils fünf Fokusgruppen zu zwei Zeitpunkten vor. Nachdem die 
gewünschte Teilnehmendenzahl trotz intensiver Bemühungen auf unterschiedlichen Wegen nicht erreicht werden 
konnte, wurden im Ergebnis lediglich zwei Fokusgruppen (Veranstaltungsort: Berlin) durchgeführt und die rest-
lichen Fokusgruppen durch Einzelinterviews mit neun Ratsuchenden ersetzt. 

www.teilhabeberatung.de
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Als Gesprächsgrundlage für die zwei durchgeführten, jeweils zweistündigen Fo-kusgruppen wurde ein Konzept 
zur Gesprächsstrukturierung erarbeitet. Dieses beruhte auf den Themen und Fragestellungen der bisherigen Er-
gebnisse der wissenschaftlichen Begleitung. Der Leitfaden für die telefonischen Einzelinterviews orientierte sich 
ebenfalls an dieser Gesprächsstruktur. Danach gab es drei Gesprächsabschnitte: 

• Zugänge zu EUTB, Motivation und Ziele der Ratsuchenden 

• Ergebnisse und Bewertung bestimmter Merkmale der EUTB 

• Potenziale einer zukünftigen Teilhabeberatung – gewünschte Ausgestaltung 

2.9 Fachgespräche mit Leistungsträgern 

Die Fachgespräche sollen die potenziellen Wirkungen der EUTB-Angebote auf die Arbeit der Leistungsträger 
und die Qualität der Einbindung in die bestehende Beratungslandschaft in Erfahrung bringen. Im Zentrum steht 
die Frage, ob die EUTB-Angebote aus der Perspektive der Reha-Träger einen eigenständigen Beitrag zur Unter-
stützung von Menschen mit (drohenden) Behinderungen oder deren Angehörigen leisten und sich positiv auf eine 
personenzentrierte und bedarfsgerechte Bewilligung und Erbringung von Leistungen auswirken. 

Die Fachgespräche werden zu zwei Zeitpunkten in jeweils drei Regionen mit fünf verschiedenen Leistungsträgern 
geführt, sodass sich die Perspektiven der regionalen Leistungsträger zu einem Gesamtbild ergänzen. Zielgruppe 
der Fachgespräche sind die folgenden Reha-Träger: 

• Träger der Eingliederungshilfe 

• Bundesagentur für Arbeit 

• Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 

• Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 

• Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

• Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

Um möglichst gute Voraussetzungen dafür vorzufinden, dass die Träger ausreichend Erfahrungen mit EUTB-
Angeboten sammeln konnten, wurden für den ersten Befragungszeitpunkt Anfang 2021 folgende drei Regionen 
mit einem hohen Beratungsaufkommen ausgewählt: der Berliner Bezirk Neukölln, der Rheinisch-Bergische Kreis 
sowie der Landkreis Aurich. In diesen fanden und finden jeweils etwa einstündige telefonische Fachgespräche 
mit den Leistungsträgern statt. Die Gesprächspartnerinnen und -partner bei den Leistungsträgern wurden mit Un-
terstützung der Beiratsmitglieder gewonnen, die ihre Mitgliedsorganisationen um Mitwirkung gebeten hatten. 
Zum zweiten Zeitpunkt der Durchführung von Fachgesprächen im zweiten Halbjahr des Jahres 2022 werden in 
drei anderen Regionen Fachgespräche geführt. 
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3. Organisation und Umsetzung der EUTB 

Die Umsetzung der EUTB erfolgt nach Maßgabe der Förderrichtlinie und unter Aufsicht des BMAS sowie unter 
praktischer Beteiligung der FTB, die vor allem für die fachliche und organisatorische Unterstützung der EUTB-
Angebote zuständig ist. Dies schließt Grund- und begleitende Qualifizierungen der EUTB-Beratungskräfte ein. 
Die Umsetzung der EUTB vollzieht sich in einer Beratungslandschaft „Reha und Teilhabe“, in der die EUTB ein 
Akteur unter vielen anderen ist. 

In diesem Kapitel werden verschiedene organisatorische und institutionelle Faktoren der EUTB-Implementation 
näher betrachtet und, wo möglich, mit anderen Reha-Beratungsangeboten verglichen. Hierzu gehören Träger-
schaft und Organisationsformen der Beratungsangebote, Beratungsthemen und -ziele, Personalressourcen und Fi-
nanzierungsaspekte. Außerdem wird die Umsetzungsbegleitung durch die FTB sowie die fachliche Entwicklung 
der Information und Beratung auf Basis der EUTB-Grundqualifizierung untersucht. Das Kapitel widmet sich da-
her vornehmlich Aspekten der Struktur- und Konzeptqualität nach Maßgabe des oben vorgestellten Referenzrah-
mens. 

3.1 Die EUTB in der Beratungslandschaft „Reha und Teilhabe“ 

Die seit 2018 geförderten EUTB-Angebote stellen eine institutionelle Erweiterung der bestehenden Beratungsland-
schaft im Themenfeld „Reha und Teilhabe“ dar. Diese Beratungslandschaft setzt sich aus den Angeboten der Reha-
Träger sowie einer Vielzahl an trägerunabhängigen Beratungsangeboten zusammen. Eine wichtige Frage lautet, ob 
und inwieweit die EUTB-Angebote die Beratungslandschaft qualitativ mit neuen, spezifischen Beratungsmerkma-
len ergänzen, die den ratsuchenden Menschen einen Mehrwert bieten. Darüber hinaus ist von Interesse, ob die 
EUTB-Angebote auch Anregungen und Impulse für die vorhandene Beratungslandschaft geben können, die der 
Qualität der Beratung im Themenfeld und damit den betroffenen Ratsuchenden zugutekommen. 

Die folgenden Ausführungen beantworten die Leitfrage, wie sich die EUTB in die vorhandene Beratungsland-
schaft einordnen (siehe Kapitel 1.3). Hierfür richten wir den Blick zunächst auf institutionelle Merkmale. Die 
empirische Grundlage ist die standardisierte Befragung von Beratungsangeboten (siehe Kapitel 2.1). 

3.1.1 Trägerschaft und Organisationsform 

Bevor die Ergebnisse vorgestellt werden, sind zum Einstieg noch einige ergänzende Vorbemerkungen zur Me-
thodik der standardisierten Befragung von Beratungsangeboten (siehe auch Kapitel 2.1) erforderlich. Bezogen auf 
die realisierten Interviews der nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen (n=504) entfallen knapp drei Fünftel 
(n=291) auf Beratungsangebote in Reha-Trägerschaft, zwei Fünftel der Interviews (n=211) auf Reha-Träger-un-
abhängige, andere Beratungsangebote. Von den kommunalen Beratungsangeboten ordnen sich überdies drei 
Fünftel (57 Prozent) einer Reha-Trägerschaft zu. Von den 46 kommunalen Angeboten, die sich unter eine Reha-
Trägerschaft einordnen, sind 70 Prozent in Trägerschaft der Sozialhilfe/Eingliederungshilfe und 24 Prozent sind 
Angebote der Jugendhilfe. 

EUTB-Angebote und Beratungsangebote außerhalb einer Reha-Trägerschaft ordnen sich erwartungsgemäß mehr-
heitlich als Anbieter trägerunabhängiger Sozialleistungen ein. Die Beratungsangebote der Reha-Träger sind da-
gegen mehrheitlich Leistungserbringer (im Auftrag eines Sozialleistungsträgers), die nur zum Teil zusätzlich trä-
gerunabhängige Leistungen anbieten. 

Mit dem Aufgabenprofil der Beratungsangebote von Reha-Trägern korrespondiert jeweils eine spezifische Orga-
nisationsstruktur, die sich von den Organisationsformen der geförderten EUTB-Angebote unterscheidet. So sind 
die EUTB-Angebote sehr häufig als eingetragener Verein organisiert (60 Prozent). Dies trifft in relativ hohem 
Maße auch auf die Beratungsstellen zu, die keine EUTB-Förderung erhalten und nicht zu einem Rehabilitations-
träger gehören (49 Prozent). Zugleich sind diese Reha-trägerunabhängigen Beratungsstellen häufig Teil einer Ein-
richtung der freien Wohlfahrtspflege (26 Prozent). Die Beratungsangebote der Reha-Träger weisen diese Organi-
sationsform nicht auf. Weitere organisatorische Unterschiede zeigen sich unter anderem im Bereich Personal und 
bei der Beratungsinfrastruktur (siehe Kapitel 3.2). 
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Abbildung 2 

Organisationsart der Beratungsangebote 

Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

3.1.2 Beratungsthemen und Beratungsziele 

Wichtiger als formale Unterschiede dürften allerdings Merkmale bei der Beratung selbst sein. Diesbezüglich fal-
len Unterschiede bei Auftrag und Themen der Beratung zwischen EUTB-Angeboten und nicht-EUTB-geförderten 
Beratungsangeboten unmittelbar ins Auge. So haben die Beraterinnen und Berater der Reha-Träger, im Gegensatz 
zu denjenigen der EUTB, in viel stärkerem Maße spezifisch definierte, gesetzlich normierte und teils hoheitliche 
Aufgaben und Aufträge, die auch die Einhaltung prozessualer Vorgaben beinhalten. Dieser wichtige institutio-
nelle Unterschied schlägt sich auch in der Bewertung der Beratungspraxis durch Ratsuchende nieder (siehe Ka-
pitel 4.3). 

Mit Blick auf die Beratungsthemen ist der Umgang mit Behörden und mit Antragstellungen ein sehr prägendes 
Thema bei EUTB, das bei 84 Prozent aller EUTB-Angebote, aber nur bei 56 Prozent der nicht-EUTB-geförderten 
Beratungsangebote eine Rolle spielt. Auch der Umgang mit einer Behinderung oder chronischen Erkrankung ist 
ein sehr häufiges Beratungsthema der EUTB-Angebote, das indes auch bei nichtgeförderten Beratungsstellen eine 
große Bedeutung hat. Die Themen (barrierefreies) Wohnen, Mobilität im Alltag und Assistenz finden sich bei 
EUTB-Angeboten jeweils doppelt so häufig wie bei anderen Beratungsstellen. 
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Abbildung 3 

Häufige Beratungsthemen 

Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

Der Eindruck eines distinkten, sich klar von anderen unterscheidenden Beratungsangebots der EUTB wird auch 
mit Blick auf die Beratungsziele noch einmal verstärkt ( Abbildung 4). Gefragt nach der Wichtigkeit von Bera-
tungszielen, steht sowohl für EUTB-Angebote als auch nicht-EUTB-geförderte Beratungsangebote zunächst die 
Informationsvermittlung im Vordergrund. Darüber hinaus zeigen 

sich klare Unterschiede. So sind für die EUTB-Angebote die Ziele „Selbstvertrauen stärken“ und „Handlungs-
kompetenzen mobilisieren“ von herausragender Bedeutung. Bei nicht-EUTB-geförderten Angeboten werden 
diese Ziele dagegen in deutlich geringerem Ausmaß als wichtig angesehen. 

Abbildung 4 

Beratungsziele 
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Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

Dieser Befund wird mit Blick auf das wichtigste Beratungsziel unterstrichen. Die Stärkung der Handlungskom-
petenzen bildet das mit Abstand wichtigste Beratungsziel bei EUTB-Angeboten, bei nicht-EUTB-geförderten Be-
ratungsangeboten folgt dieses Ziel erst an zweiter Stelle nach der Informationsvermittlung. Unterstützungsange-
bote in kritischen Lebenssituationen und Entwicklung von Strategien im Umgang mit Behinderung und Erkran-
kung werden indes von nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten häufiger als wichtigstes Beratungsziel ge-
nannt als von EUTB. 

Abbildung 5 

Prioritäres Beratungsziel bei der praktischen Beratungsarbeit 

Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

Zusammengefasst: Damit die EUTB-Angebote einen zusätzlichen Beitrag zur Beratungslandschaft leisten kön-
nen, der mit den anderen Beratungsangeboten nicht konkurriert, ist ein eigenes inhaltliches Profil der EUTB er-
forderlich. Die gezeigten Ergebnisse deuten auf ein solch eigenes Profil der EUTB-Angebote bei Themen und 
Zielprioritäten hin. Von einer guten Orientierungs- und Vorfeldberatung der EUTB sollten die Beratungsangebote 
der Reha-Träger durchaus profitieren können. 

3.1.3 Erwartete und erfahrene Wirkungen der EUTB auf die Beratungslandschaft 

Ob und inwieweit die Etablierung der EUTB-Angebote institutionelle Merkmale wie Organisation und Prozessge-
staltung in der Beratungslandschaft perspektivisch verändert, wurde in der Befragung der Beratungsangebote eben-
falls thematisiert. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Beratungsangeboten außerhalb der EUTB schätzen zum 
noch frühen Zeitpunkt der ersten standardisierten Befragung mögliche Veränderungsimpulse der EUTB eher ver-
halten ein. So erwarten von den nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten ein Achtel (16 Prozent) eindeutig 
und weitere 42 Prozent tendenziell eine Stärkung der Betroffenenperspektive durch die EUTB in der Beratung. 
Überdies erwarten 12 Prozent der übrigen Beratungslandschaft außerhalb der EUTB mit hoher Sicherheit (Antwort: 
stimme voll und ganz zu) einen Zuwachs an differenzierten Beratungsangeboten, weitere 37 Prozent stimmen die-
ser Erwartung eher zu. Auch eine Zunahme des Peer Counseling gilt für ein Zehntel der nicht-EUTB-geförderten 
Beratungsstellen als sicher, für weitere 36 Prozent als tendenziell erwartbar. Ebenfalls etwa ein Zehntel erwartet 
durch EUTB eine Verbesserung der Beratungsqualität. Eine individuell bedarfsge-
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rechtere Beratung als bislang erwarten dagegen nur 7 Prozent sicher, 32 Prozent tendenziell. Ebenso gehen nur 
wenige der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote von einer spürbaren Veränderung oder einem Professio-
nalisierungsschub durch die EUTB-Angebote in der Beratungslandschaft aus. 

Abbildung 6 

Erwartete Veränderungen durch die Einführung der EUTB I – 
nicht-EUTB-geförderte Beratungsangebote 

Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

Im Gegensatz zu den nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen zeigen sich die EUTB-Angebote in viel höherem 
Maße von Veränderungsimpulsen der EUTB in die Beratungslandschaft überzeugt (Abbildung 7). So stimmen 
beispielsweise 77 Prozent der befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der EUTB-Beratungsangebote der Ein-
schätzung, die EUTB würden zu einer Stärkung der Betroffenenperspekti-ve in der Beratung führen, vollund ganz 
zu. Die unterschiedliche Einschätzung dieser Aspekte durch die EUTB-Angebote und die übrige Beratungsland-
schaft hat sicher mit der Perspektive auf den Gegenstand zu tun. In die Bewertungen der EUTB-Angebote gehen 
vermutlich stärker positive Selbstzuschreibungen ein, im Gegensatz zu den nicht-EUTB-geförderten Beratungs-
stellen, die von „außen“ Einschätzungen auf die möglichen Folgen der neu eingerichteten EUTB versuchen. 
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Abbildung 7 

Erwartete Veränderungen durch die Einführung der EUTB II – EUTB-Angebote 

Quelle: Standardisierte Befragung der Beratungsangebote 

Auch in qualitativen Fachgesprächen mit Reha-Trägern, die im Februar und März 2021 stattfanden, wurden Ein-
schätzungen zur EUTB eingeholt (siehe zur Methode Kapitel 2.9).12 Die EUTB-Angebote wurden darin als sinn-
volle und wichtige Ergänzung der Beratungslandschaft betrachtet. Allerdings sind Reha-Träger nicht in allen Fällen 
darüber informiert, welche ihrer Ratsuchenden zuvor bei EUTB beraten wurden. Eine Rückmeldung von Ratsu-
chenden zu ihrer EUTB-Erfahrung erfolgt regelmäßig nur dann, wenn Mitarbeitende des Reha-Trägers Ratsu-
chende in der Funktion einer Fallmanagerin beziehungsweise eines Fallmanagers begleiten. Diese Bedingung war 
bei den Gesprächspartnerinnen und -partnern der sechs Fachgespräche nicht immer gegeben. Die Einschätzungen 
der Reha-Träger sind hier also nicht immer mit Erfahrungsberichten von Ratsuchenden hinterlegt. 

Die vom Gesetzgeber definierten Eigenschaften der EUTB-Angebote wurden in diesen Gesprächen durchgehend 
bestätigt. Ihr Mehrwert liegt demzufolge in der Beratung im Vorfeld oder ergänzend zu einer Leistungsbeantra-
gung, wobei die gesamte Lebenssituation der ratsuchenden Menschen mit in den Blick genommen werde. Die 
EUTB würde den Ratsuchenden helfen, ihren Unterstützungsbedarf besser zu erkennen. Die Ratsuchenden, die 
sich durch EUTB-Angebote beraten ließen, wüssten besser über mögliche Leistungen aus dem Unterstützungssys-
tem Bescheid und könnten souveräner die für sie richtigen Leistungen auswählen. Sie werden als informierter und 
„realistischer“ in ihren Erwartungen bezüglich der Unterstützungsleistungen wahrgenommen. Wurden Ratsu-
chende bei der Beantragung von Leistungen unterstützt, so berichteten einzelne Leistungsträger mit entsprechenden 
Erfahrungen, dass deren Anträge in der Regel besser ausgefüllt seien. 

EUTB-Angebote werden indes nicht immer als sinnvolle Erweiterung der Beratungslandschaft eingestuft. Eine 
Befragte aus einer Arbeitsagentur aus dem Bereich der beruflichen Ersteingliederung zeigte sich diesbezüglich sehr 
skeptisch. Demnach sei das Unterstützungsangebot im Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf bereits 
so ausdifferenziert, dass die EUTB-Angebote nur schwer einen zusätzlichen Mehrwert bieten könnten.13 

Als Besonderheit der EUTB-Angebote wird anerkannt und geschätzt, dass diese mehr Zeit für die Ratsuchenden 
hätten und nicht nur zu konkreten Leistungen aus einem Rechtsbereich beraten würden. Das Selbstverständnis der 
EUTB-Beratungskräfte entspreche diesem umfassenderen Beratungsansatz. Durchgehend wird dem Peer Coun-

12 Bei der Einordnung dieser Ergebnisse ist zu beachten, dass bislang erst sechs solcher Fachgespräche geführt werden konnten, weitere 
Gespräche dieser Art folgen noch. Außerdem ist die Aussagekraft als noch relativ eingeschränkt einzuordnen, da einzelne der befragten 
Reha-Träger noch nicht viel Erfahrungen mit EUTB-Angeboten gemacht hatten. 

13 Diese Einzelmeinung soll in weiteren Fachgesprächen zur Diskussion gestellt werden. 
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Abbildung 60 

Letztes Beratungsgespräch: Beratungskompetenz II 

Quelle: Standardisierte Befragung von Ratsuchenden, 1. Welle 

Gleichwohl finden sich auch Hinweise auf Grenzen der Beratungsleistung und Beratungskompetenz. Zum Beispiel 
ist die Zustimmung zu der Aussage „Die Bera-terin/der Berater hat mir dabei geholfen zu erkennen, was ich selber 
tun kann, um meine Situation zu verbessern.“ nicht unbeschränkt; immerhin fast jede und jeder zehnte EUTB-Rat-
suchende sieht dies als wenig oder nicht zutreffend an.52 Ebenso verneinen 12 Prozent der Ratsuchenden von 
EUTB-Angeboten, dass die Beratungskraft zu neuen Perspektiven beitragen konnte. In der Gesamtschau über-
wiegen dennoch die positiven Bewertungen zur Beratungskompetenz und – leistung bei EUTB; kritische Bewer-
tungen machen nur einen kleinen Teil der Einschätzungen von Ratsuchenden aus. 

Auch die Ratsuchenden der Reha-Träger und der trägerunabhängigen Beratungsstellen berichten zu 96 Prozent, 
die Beratungskraft habe ihre persönliche Lebenssituation ernst genommen. Die fachliche Kompetenz des Bera-
tungspersonals von nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen wird ähnlich positiv eingeschätzt wie die der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von EUTB-Angeboten. Insgesamt fallen die Anteile positiver Antworten von Rat-
suchenden der nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen jedoch nicht ganz so hoch aus. 

52 Bei diesem und weiteren der in Abbildung 60 dargestellten Antwortitems fallen vergleichsweise hohe Missing-Anteile (Antwort „ohne 
Angabe“) auf. Diese Antwortausfälle sind mehrheitlich darauf zurückzuführen, dass die zur Bewertung stehende Beratungskompetenz 
von einzelnen Ratsuchenden nicht beurteilt werden konnte, weil der Sachverhalt im Beratungsgespräch gar keine Rolle spielte. Zum 
Beispiel sind nicht alle Ratsuchenden daran interessiert, dass die Beratungskraft persönlich für das Anliegen der beziehungsweise des 
Ratsuchenden eintritt. Das fragliche Merkmal trifft also für die Beratungssituation gar nicht zu und die Frage danach bleibt daher unbe-
antwortet. 
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Gleiches gilt für die Öffentlichkeitsarbeit der Beratungsangebote. Durch den Einsatz von Flyer-Werbung, Netz-
werktreffen, persönlichen Präsentationen zur Bewerbung des Angebots und vieles mehr wird die EUTB bereits 
recht breit beworben. Trotz dieses systematischen Bemühens sind persönliche Empfehlungen aktuell noch am 
häufigsten der Informationsweg der Ratsuchenden. Im weiteren Evaluationsverlauf soll der Zusammenhang zwi-
schen der geleisteten Netzwerk-und Öffentlichkeitsarbeit und dem Beratungsgeschehen der EUTB-Angebote nä-
her untersucht werden. Dabei geht es um die Erarbeitung begründeter Einschätzungen, ob die Potenziale der Netz-
werk- und Öffentlichkeitsarbeit für die Inanspruchnahme der Beratung (regional) hinreichend ausgeschöpft wer-
den, ob die hierfür verfügbaren Ressourcen ausreichen oder ungenutzt bleiben. Auch werden die Voraussetzungen 
und Elemente gelungener Netzwerkarbeit genauer untersucht. 

2. Beratungsqualität (inklusive Peer Counseling) 

Um den Informations- und Beratungsauftrag der EUTB mit der notwendigen Qualität umsetzen zu können, müssen 
EUTB-Beratungskräfte bestimmte Strukturmerkmale wie umfassende fachliche und soziale Kompetenzen erfüllen. 
Zu den konzeptionellen Grundlagen einer Aufgabenwahrnehmung im Sinne des EUTB-Auftrags gehören zudem 
normative Leitlinien zum Selbstverständnis der EUTB, die sich in der Förderrichtlinie, im Kompetenzprofil und 
vielen weiteren Materialien der FTB und des EUTB-Schulungskonzepts finden. Diese Konzeptqualität der EUTB 
erscheint grundsätzlich hoch, wie mehrfach beschrieben. Inwieweit die Beratungspraxis der Beratungskräfte und 
mithin die Prozessqualität der Beratung diesen konzeptionellen und qualifikatorischen Anforderungen der EUTB 
entsprichen, ist indes nicht abschließend beantwortet; die Zwischenergebnisse deuten aber z. B. darauf hin, dass 
die Qualifizierungspraxis der FTB den Qualifizierungsbedarfen der Beratungskräfte noch nicht voll entspricht. 

Die Beratungsqualität wird durch die Qualifikation und die Maßnahmen zur (Weiter-)Qualifizierung des Perso-
nals entscheidend mitbestimmt. Diese Qualifikation, mit anderen Worten die Beratungskompetenz, manifestiert 
sich unmittelbar im Beratungsprozess. Zusätzlich ergibt sich, je nachdem, wie dieser Prozess gestaltet wird, eine 
unterschiedliche Beratungsqualität – und zwar nicht erst am Ende als Ergebnis der Beratung (Beratungsergebnis), 
sondern auch im Sinne einer Prozessqualität. Neben fachlichen, kommunikativen und sozialen Elementen (Em-
pathie und Interaktion mit Ratsuchenden) umfasst gute Beratung handwerkliche Elemente wie die Nachhaltung 
bestimmter Schlüsselelemente, etwa die systematische Klärung des Beratungsbedarfs oder die Festlegung und 
Nachverfolgung von Beratungszielen. Diesbezüglich, wie auch hinsichtlich der kommunikativen Gestaltung der 
Beratungsprozesse, werden in den Zwischenergebnissen bereits positive Ansätze festgestellt. Bei der Umsetzung 
von (formalen) Standards der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements gibt es dagegen bisher keine 
einheitliche in den EUTB-Angeboten verbreitete Praxis. Dem ist kritisch weiter nachzugehen, weil hierdurch die 
Beratungsqualität stark beeinflusst werden kann. Darüber hinaus ist mit Blick auf die Beratungsqualität auch das 
Vermögen von Beratungskräften einzuordnen, bei der Beratung einerseits strukturiert und Prozessstandards be-
achtend vorzugehen, andererseits flexibel handeln und responsiv auf Lebenssituationen und Bedarfe der Ratsu-
chenden eingehen zu können. 

Diese Feststellung führt zurück zu der Frage der „passenden“ oder angemessenen Qualifizierung von EUTB-
Beratungskräften. Die Zwischenergebnisse zeigen, dass EUTB-Angebote bislang bei der Personalrekrutierung im 
Vergleich zu Angeboten der bestehenden Beratungslandschaft stärker auf soziale Kompetenzen und weniger auf 
formale Qualifikationen achten. Möglicherweise hat dies damit zu tun, dass ein überwiegend fachlicher Auswahl-
fokus – insbesondere auch bei ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – vermutlich die Rekrutierungs-
möglichkeiten zu stark einschränken könnte in Anbetracht der ohnehin schwierigen Personalsituation (siehe 
oben). Insofern ist die Passgenauigkeit der vorgehaltenen Personalqualifikationen, der Grundqualifizierung sowie 
der Qualitätssicherung und Weiterbildungsmaßnahmen ein wichtiger Untersuchungsschwerpunkt im weiteren 
Evaluationsverlauf. 

Ähnliche Fragestellungen ergeben sich im Hinblick auf das Peer Counseling. Peer Counseling wird als Beratung 
von Betroffenen für Betroffene durchgeführt, also von Beraterinnen und Beratern, die selbst Behinderungen haben 
oder eine Angehörige oder ein Angehöriger einer Person mit Beeinträchtigung sind. Sie ist ein zentrales Charak-
teristikum der EUTB – in der systematischen Anwendung sogar ein weitgehendes55 Alleinstellungsmerkmal in-
nerhalb der Beratungslandschaft – und wird in mehr als zwei Dritteln aller Beratungen praktiziert. 

Konzeptionell ist dieser Baustein der EUTB-Angebotsstruktur voraussetzungsvoll. Zum einen sollten die Grund-
qualifizierung und die Standards für Qualitätssicherung und Beratung im Idealfall so ausgerichtet sein, dass Peer-

55 Mit Ausnahme der Unfallversicherungen. 
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Beraterinnen und -Berater gemäß ihren spezifischen Bedarfen unterstützt werden (z. B. durch eine Begleitperson). 
Zum anderen sollten Peer-Beratungskräfte befähigt werden, Ratsuchende gemäß deren Bedürfnissen und Wün-
schen zu beraten. Daher soll auch im weiteren Evaluationsverlauf vertiefend beleuchtet werden, welche Struktur-
und Prozessmerkmale ein qualitativ hochwertiges Peer-Beratungsangebot der EUTB unterstützen und den Auf-
trag fördern, mit einem ganzheitlichen Beratungsansatz die Selbstwirksamkeit von Ratsuchenden (Empowerment) 
zu stärken. 

3. Lotsenfunktion 

Zum Abschluss sei auf die sogenannte Lotsenfunktion als einer wichtigen Aufgabe der EUTB eingegangen, deren 
Leistung ebenfalls von der Ausgestaltung mehrerer Qualitätsdimensionen abhängt. Die Lotsenfunktion besteht 
darin, dass Ratsuchende an kompetente oder zuständige Akteure weitergeleitet werden, um bei einem konkreten 
Anliegen weiter zu unterstützen beziehungsweise um die Beratung erfolgreich abzuschließen. Die Lotsenfunktion 
ist dem Selbstverständnis der EUTB entsprechend ein zentraler Baustein des Beratungsprozesses, denn nicht jedes 
Anliegen kann und soll von der EUTB bis zur Klärung begleitet werden. Sie löst zudem den Anspruch ein, dass 
EUTB-Angebote offen für alle Ratsuchenden sind („Eine für alle“) und die bestehende Beratungslandschaft um 
ein spezifisches Angebot ergänzen, ohne andere Angebote zu ersetzen. Dementsprechend werden Ratsuchenden 
in rund einem Drittel aller Beratungen Hinweise zu anderen Akteuren gegeben, die ihnen bei ihrem Anliegen 
weiterhelfen. 

Eine effektive Erfüllung dieser Lotsenfunktion setzt voraus, im Einzelfall die eigenen Grenzen der Fach- und Be-
ratungskompetenzen zu erkennen und daraufhin tatsächlich an Dritte weiterzuleiten. Das ist keineswegs selbstver-
ständlich (Schütz et al. 2011: Kapitel 5 und S. 314) und hängt auch mit dem Selbstverständnis und der Professio-
nalität von Beratungskräften zusammen (Prozess- und Strukturqualität). Die Verweisberatung gelingt zudem nur 
dann bedarfsgerecht, wenn die Netzwerke im Unterstützungssystem und mit den Leistungsträgern gut entwickelt 
sind, sodass dortige Prozesse und idealerweise Ansprechpersonen bekannt sind. Umgekehrt machen etwa Leis-
tungsträger auf das Angebot der EUTB aufmerksam und schicken ihre Ratsuchenden dorthin, etwa wenn sie einen 
komplexeren Beratungsbedarf haben. Das tun sie jedoch nur, wenn sie das Angebot kennen und Vertrauen in 
dessen Qualität haben. Folglich müssen entsprechende Strukturen und Ressourcen für die Vernetzung in den Be-
ratungsangeboten vorhanden sein (siehe oben). Im weiteren Evaluationsverlauf ist daher zu untersuchen, ob be-
ziehungsweise unter welchen Bedingungen EUTB-Angebote optimal in der Lage sind beziehungsweise wären, 
Netzwerkarbeit zu betreiben, und welchen Einfluss dies auf die Verweistätigkeit im Beratungsprozess hat. 

Anhand der Themenaspekte Inanspruchnahme, Beratungsqualität, Peer Coun-seling und Lotsenfunktion wurde in 
diesem Kapitel beispielhaft skizziert, wie Aspekte und Merkmale aus allen Qualitätsdimensionen miteinander ver-
bunden sind, sich gegenseitig bedingen und im Zusammenwirken Ergebnisse und Wirkungen der EUTB beeinflus-
sen. Diese Perspektive auf den Forschungsgegenstand EUTB wird auch den weiteren Evaluationsverlauf prägen. 
Das folgende Abschlusskapitel dieses Berichts geht näher darauf ein, wie das Forschungsprojekt bis zur Erstellung 
des Endberichts Ende 2022 weitergeführt werden wird. 
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6. Ausblick 

Die sachgerechte Untersuchung der komplexen und vielfältigen Umsetzungs- und Wirkungsbedingungen der 
EUTB erfordert einen Forschungsansatz, der den Eva-luationsgegenstand auf verschiedenen Ebenen und aus 
unterschiedlichen Perspektiven betrachtet. Für die wissenschaftliche Begleitung der EUTB kommt daher ein 
breites Spektrum qualitativer und quantitativer Untersuchungsmethoden zum Einsatz, die in der Gesamtschau 
die Basis für die Evaluation der EUTB bilden. 

Der vorliegende Zwischenbericht richtete den Fokus vorrangig auf die organisati-ons- und umsetzungsbezoge-
nen Aspekte sowie auf die Prozessdimension der Beratung und erste Befunde zur Ergebnisqualität der EUTB. 
Im Endbericht der wissenschaftlichen Begleitung werden, neben der komplexen und vielfältigen Umsetzung, die 
Wirkungsbedingungen der EUTB in den Blick genommen. Hierfür werden weitere qualitative und quantitative 
Daten der noch ausstehenden Erhebungen ausgewertet und mit den bisherigen Ergebnissen in Zusammenhang 
gebracht. 

Für die abschließende Berichtslegung liegt der Schwerpunkt der Untersuchung zum einen auf der Betrachtung 
der Auswirkungen der Beratung auf die Ratsuchenden und zum anderen auf den möglichen Auswirkungen, die 
die neu aufgebaute EUTB-Beratung auf das Institutionensystem im Feld von Teilhabe und Reha idealerweise 
erzielen sollte. Die Erstellung des Endberichts erfolgt zum Winter 2022. 

Schlüsselfragen für den Endbericht 

Die bis jetzt noch nicht abschließend beantworteten Leitfragen der Evaluation lauten: 

• Wie wirkt sich die Beratung der EUTB auf die Teilhabesituation sowie die Reha-Prozesse der Ratsuchenden 
aus? 

• Inwiefern hat die Beratung Einfluss auf die persönliche Haltung und Selbstbestimmung dieser Menschen? 

• Inwieweit trägt die EUTB dazu bei, die Position von Menschen mit (drohenden) Behinderungen im Verhält-
nis zu den Reha-Trägern und Leistungserbringern zu verändern? 

• Was macht die Beratungsqualität im Fall der EUTB aus? Welche Rolle spielt dabei das Peer Counseling? 

Um diese Fragen für den Berichtszeitraum angemessen zu beantworten, dient als Ausgangspunkt wiederum der 
Referenzrahmen. Auf dieser Basis werden auch systematisch Zusammenhänge zwischen quantitativen und quali-
tativen Messkonzepten und Daten hergestellt. 

Ausstehende Erhebungen und Analysen im Überblick 

Den genannten Leitfragen zur Wirkung der EUTB wird bis zum Abschluss der wissenschaftlichen Begleitung 
nachgegangen. Zum Einsatz kommen hierfür vorrangig folgende Untersuchungsmethoden: 

• Einzelinterviews mit Ratsuchenden 

• standardisierte Befragungen von Ratsuchenden der EUTB-geförderten und der nicht-EUTB-geförderten Be-
ratungsangebote 

• Fachgespräche zur Wirkung der EUTB aus der Perspektive der Reha-Träger und Leistungserbringer 

• standardisierte Befragung der EUTB-Angebote und der Referenzgruppe nicht-EUTB-geförderter Beratungs-
angebote 

• Auswertungen der Beratungsdokumentation 

• nicht-teilnehmende Beobachtungen von Beratungsgesprächen (in Vorbereitung) 

Die Fokusgruppen beziehungsweise Einzelinterviews mit Ratsuchenden finden in zwei Erhebungswellen statt. 
Ergebnisse der ersten Wellen sind in den vorliegenden Zwischenbericht bereits eingeflossen. Die zweite Welle 
der Interviews mit Ratsuchenden ist für Ende 2021 geplant. Sie erheben und reflektieren qualitativ die subjektiven 
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Sichtweisen der Ratsuchenden auf die EUTB. Als ein weiteres qualitatives Erhebungsmodul sind überdies nicht-
teilnehmende Beobachtungen von Beratungsgesprächen in der Planung, die voraussichtlich im vierten Quartal 
2021 beginnen. Diese Methode ermöglicht es, den Beratungsprozess unmittelbar im Einzelfall durch eigene An-
schauung zu verfolgen und für qualitative Analysen zu erschließen. Die Beobachtung von Beratungsgesprächen 
ist daher eine wichtige Ergänzung des Methodenbaukastens und lässt zusätzliche Einsichten zur Beratungsqualität 
erwarten. 

Zentrales Element der Untersuchung von Wirkungen ist die Längsschnittbefra-gung von Ratsuchenden zu zwei 
Zeitpunkten. Durch die wiederholte Befragung derselben Personen können langfristige Wirkungsprozesse sowie 
subjektive Einschätzungen der Ratsuchenden, etwa zur Realisierung von Beratungszielen oder der Klärung von 
Beratungsanliegen, analysiert werden. Die zweite und damit abschließende Befragungswelle wird im Sommer 
2021 durchgeführt. Einzelne Dimensionen, zu denen in den Kapiteln zuvor bereits Befunde auf Basis der ersten 
Befragungswelle vorgestellt und eingeordnet wurden, werden dann erneut erhoben, um Veränderungen im Zeit-
verlauf abbilden zu können. Es werden außerdem neue Themenkomplexe hinzukommen, die den Fokus auf die 
Wirkung der Beratung richten. 

Ein weiterer wichtiger Baustein der Wirkungsbetrachtung ist die standardisierte Befragung von Beratungsangebo-
ten. Für den Endbericht werden die Ergebnisse der ersten, bereits abgeschlossenen und der zweiten, aktuell laufen-
den Erhebungswelle der standardisierten Befragung von Beratungsangeboten vorliegen und vergleichend ausge-
wertet. Außerdem wird die Beratungsdokumentation kontinuierlich fortgeschrieben und für den Endbericht wei-
tere Befunde insbesondere zur Inanspruchnahme des EUTB-Angebots liefern. 

Schließlich widmet sich die Evaluation der Frage, ob und unter welchen Umständen die EUTB zur Verbesserung 
von Prozessen zur Beantragung und Bewilligung von Leistungen beitragen kann. Dazu wird die Sicht der Reha-
Träger und Leistungserbringer erhoben, indem Fachgespräche mittels leitfadengestützter, telefonischer Interviews 
in ausgewählten Regionen durchgeführt werden. Die dazu bereits begonnenen Erhebungen werden im weiteren 
Projektverlauf fortgesetzt, die Ergebnisse fließen in den Abschlussbericht ein. 
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A1 Referenzrahmen für die Analyse und Bewertung der Beratung 

Der Referenzrahmen für die Analyse und Bewertung der Beratung untergliedert sich in vier große Analysedimen-
sionen, die jeweils aus mehreren Analysekatego-rien bestehen: die Konzeptqualität, die Strukturqualität, die Pro-
zessqualität sowie die Ergebnisqualität der Beratungseinrichtungen. Die Tabellen auf den nachfolgenden Seiten 
enthalten detaillierte Übersichten, die diesen Analysekategorien jeweils die relevanten Qualitätskriterien bezie-
hungsweise Wirkungsindikatoren zuordnen und die Quellennachweise anführen. 

Tabel le 11 

Inhaltlich-fachliche Voraussetzungen der Beratungsstellen (Konzeptqualität) 

Analysekategorie Kriterien Quelle 

Handlungsleitende 
Grundsätze 

• Ergänzung des bestehenden Beratungssystems: neue Leistungsqualität, 
Koordinierung bzw. Zusammenarbeit mit bestehenden Beratungsangeboten 

BAGWF 2015, BAR 2015, 
BMAS 2017, BTHG, 
Deckenbach et al. 2015, 

• Unabhängigkeit LAGFWNRW 2016, nfb 
2011, nfb 2012, Prognos 

• Zielgruppen: Menschen mit Beeinträchtigungen und Angehörige von Men-
2011, Schmidt-Kaehler 
2010, SGB IX (§32), Vogel 

schen mit Beeinträchtigungen 2007, Weinbach 2010 

• Parteilichkeit 

• Transparenz 

• Orientierung an weiteren Grundsätzen, insb. UN-BRK Art. 3, Ansatz des 
Empowerments 

Beratungsmethodik • theoretische bzw. wissenschaftliche Fundierung 

• Begründung der Methodenwahl 

• Orientierung an Qualitätsstandards 

BAR 2013, BAR 2015, 
BMAS 2017, Contag 2009, 
Ertelt/Schulz 2008, nfb 
2012, Schmidt-Kaehler 
2010 

Netzwerkarbeit • Kooperation mit Fachstelle BAR 2015, Braukmann et al. 
2017, Böttcher et al. 2013, 

• Teilnahme an (regionalen) Netzwerken der Anbieter von Beratungs- und 
Kontaktstellen 

LAGFWNRW 2016, nfb 
2012, Prognos 2011, 
Schmidt-Kaehler 2010, Vo-

• zielgruppen- und sektorenübergreifende Vernetzung 
gel 2007, Weinbach 2010 

• Zusammenarbeit mit Selbsthilfe- und Interessenverbänden 

• Kontakte zu anderen Unterstützungsangeboten 

• Beteiligung an der Weiterentwicklung sozialräumlicher Strukturen 

Qualitätssicherung • Konzepte und Strategien zur Qualitätsentwicklung und -sicherung 

• Interpretation und Umsetzung der Leitlinien 

• Dokumentation und Evaluation 

• Möglichkeit für Ratsuchende, an Qualitätsentwicklung mitzuwirken 

Böttcher et al. 2013, 
Jungmann/Brand 2012, nfb 
2012, Vogel 2007 

Peer Counseling • Einbezug der eigenen Betroffenheit der Beratenden, 

• Themenoffenheit/Ganzheitlichkeit 

• Förderung von Empowerment (im Sinne von selbstbestimmter Lebensführung 
und politischer Selbstvertretung)-

Braukmann et al. 2017 
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Tabelle 12 

Strukturelle und materielle Voraussetzungen der Beratungsangebote (Strukturqualität) 

Analysekategorie Kriterien Quelle 

Niedrigschwelligkeit • formale N. (Vorabanmeldung, Terminvergabe, Zugang für verschiedene 
Zielgruppen) 

• inhaltliche N. (Zugang auch ohne Leistungsbeantragung). 

• zeitliche N. (Öffnungs-, Telefon- und Wartezeiten) 

• räumliche N. (Erreichbarkeit, Auffindbarkeit, Barrierefreiheit (s.u.)) 

• finanzielle N. (Kosten) 

• technische N. (Registrierungsvorgänge, Software-Anforderungen) 

• Begleitangebote (z. B. Peer Support) 

BAGWF 2015, BAR 2015, 
BMAS 2017, Deckenbach et 
al. 2015, LAGFWNRW 
2016, nfb 2012, Prognos 
2011, Schmidt-Kaehler 
2010, Vo-gel 2007, 
Weinbach 2010, Braukmann 
et al. 2017 

Finanzierung • Finanzierungskonzept 

• Abhängigkeit von einzelnen Geldgebern 

• Erschließung von Unterstützungsressourcen 

Schmidt-Kaehler 2010 

Personal • Größe der Teams 

• Rekrutierung des Personals 

• Beschäftigungsverhältnis (Hauptamt/Ehrenamt) 

• formale Qualifikation 

• zielgruppenspezifische Berufserfahrung 

• Teilnahme an Schulungen 

• fachliches/professionelles Selbstverständnis 

• Unterstützung und Begleitung im Kollegium 

• Super-/Intervision, Fallbesprechungen 

• Zuständigkeit für Qualitätssicherung 

Alicke/Münch 2011, BAR 
2013, BAR 2015, 
Jungmann/Brand 2012 
LAGFWNRW 2016, nfb 
2011, nfb 2012, Prognos 
2011, Schmidt-Kaehler 2010, 
SGB IX (§195), Vogel 2007, 
Braukmann et al. 2017 

Setting • Örtlichkeiten Contag 2009, LAGFWNRW 
2016, nfb 2011, nfb 2012, 

• Kommunikationsform (Face-to-Face, Telefon, Online) 

• Möglichkeiten zur Variation des Beratungssettings 

• Systematisierung/Standardisierung von Beratungsabläufen 

• unterstützender Medieneinsatz 

• Unterstützung durch eine Hilfsperson 

Prognos 2011, Schmidt-
Kaehler 2010 

Räumlichkeiten • Räumliche Neutralität 

• Sichtschutz/Schallschutz 

• Innenausstattung, Möblierung und Raumgestaltung 

LAGFWRNW 2017, 
Schmidt- Kaehler 2010 
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Analysekategorie Kriterien Quelle 

technische Infrastruktur/ 
Ausstattung 

•

•

•

•

•

•

Geräte- und Softwareausstattung 

Verschlüsselungstechnik 

Arbeitsplätze (z. B. PC, Callcenter) 

Datenspeicherung (Server, Cloud) 

Aufbewahrungsmöglichkeiten für Akten etc. 

Unterstützendes Informationsmaterial 

BAR 2013, Schmidt-
Kaehler 2010 

Barrierefreiheit •

•

Zugänglichkeit Erreichbarkeit 

Nutzbarkeit des Angebots 

BAGWF 2015, BAR 2015, 
BMAS 2017, 
LAGFWNRW 2016, nfb 
2012, Schmidt-Kaehler 
2010, Weinbach 2010 

Peer Counseling •

•

•

•

•

•

Eigene Betroffenheit (Beeinträchtigung, Lebenserfahrung) der Peer 
Counselor 

Ausbildung der Peer-Counselor 

Beratungserfahrung der Peer-Counselor 

Fort- und Weiterbildung der Peer-Counselor 

Möglichkeiten der Unterstützung der Peer-Counselor 

Schulung der Unterstützenden und Regeln für die Unterstützung 

Braukmann et al. 2017 

Netzwerkarbeit •

•

Mitglied in örtlichen und überörtlichen Gremien 

Stellenanteil für Netzwerkarbeit 

BMAS 2017 
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Tabelle 13 

Merkmale des Beratungsvorgangs (Prozessqualität) 

Analysekategorie Kriterien Quelle 

Methodik • Methodenvielfalt in der Problembewältigung und Strategieentwicklung 
Orientierung an Qualitätsstandards 

• Klientenzentrierung 

• Einbeziehung des sozialen Umfelds 

BAR 2015, BMAS 2017, 
Contag 2009, Ertelt/Schulz 
2008, nfb 2012, Schmidt-
Kaehler 2010 

Inhalte • Programmtreue 

• fachliche Unabhängigkeit und weltanschauliche Neutralität 

• ganzheitliche (lebensbereichsübergreifende) Beratung 

• fachliche Richtigkeit und Vollständigkeit vermittelter Informationen 

• gemeinsame Situationsanalyse/Problemfeldanalyse 

• Bedürfnisorientierung 

• Weitervermittlung an andere Beratungs- und Unterstützungsangebote 

BAGFW 2015, BAR 2015, 
Braukmann et al. 2017, 
Deckenbach et al. 2015, 
Jungmann/Brand 2012, 
LAGFWNRW 2016, nfb 
2011, nfb 2012, 
Prognos 2011, Schmidt-
Kaehler 2010, 
Weinbach 2010 

Beziehungsqualität und 
Gesprächsatmosphäre 

• nicht direktiv BAR 2015, Contag 2009, 
Ertelt/Schulz 2008, 

• anwaltschaftliches Verständnis der Beratungstätigkeit Deckenbach et al. 2015, 
LAG-FWNRW 2016, nfb 

• Vertrauen 
2011, nfb 2012, Prognos 
2011, Schmidt-Kaehler 
2010, Weinbach 2010 

• Respekt, Achtung, Freundlichkeit, Empathie und emotionale Wärme 

• Verständlichkeit 

• kooperative Gestaltung des Beratungsprozesses 

Barrierefreiheit • Barrierefreiheit in der Kommunikation für alle Zielgruppen BAR 2015, Contag 2009, 
BAGWF 2015, BMAS 
2017, LAGFWNRW 2016, 
nfb 2012, Weinbach 2010 

Peer Counseling • Matching von Peer-Beratenden und Ratsuchenden bezüglich ähnlichen 
Beeinträchtigungen und Lebenserfahrungen 

• Unterstützte Beratung/Beratenden-Duos/Tandem 

• Verhältnis Peer Beratende zur Unterstützungsperson (Regiekompetenz) 

• Wirksamkeit der Peer-Aspekte „ähnliche Beeinträchtigung“ bzw. „ähnliche 
Lebenserfahrungen“ in der Beratung 

Braukmann et al. 2017 

Netzwerkarbeit • Gremienarbeit 

• Koordinierende und kooperierende Aktivitäten 

BMAS 2017 

Aktivitäten für einen 
niedrigschwelligen 
Zugang 

• Information (aufsuchend, Materialbereitstellung) 

• Ergänzende Angebote wie Peer Support oder andere kommunikative Angebote 

Braukmann et al. 2017 
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Tabelle 14 

Ergebnisse und (Aus-)Wirkungen der Beratung (Ergebnisqualität) 

Analysekategorie Kriterien Quelle 

Output •

•

•

•

Bekanntheit der Orte und Inhalte von EUTB bei Ratsuchenden, relevanten 
Institutionen, anderen Beratungsanbietern etc. 

Anzahl Beratungsfälle und durchgeführte Beratungen 

Erreichte Zielgruppen 

Grad und Intensität der Vernetzung 

Alicke/Münch 2011, Bött-
cher et al. 2013, 
Jungmann/Brand 2012, nfb 
2012, Schmidt-Kaehler 
2010, Vogel 2007 

Effizienz •

•

(Zeitlicher) Aufwand für Beratung im Verhältnis zu Hintergrundaufgaben 

Zeitlicher Aufwand für Beratungsanliegen 

Schmidt-Kaehler 2010, Vo-
gel 2007 

Outcome •

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Klärung der Anliegen der Ratsuchenden 

Zusammenstellung individueller Unterstützungsarrangements 

Unterstützung bei der Bewältigung kritischer Lebenssituationen 

Stärkung der Position des Ratsuchenden und der Partizipation (im Antrags-
und Bewilligungsverfahren), 

Selbstständige Neubewertung der persönlichen Situation (eigene Ressourcen, 
Unterstützungsbedarf, ...) 

Aktivierung und Nutzung von Ressourcen der/des Ratsuchenden 

Lebensumfeldveränderung bzw. -stabilisierung 

Nutzerzufriedenheit 

Netzwerkqualität 

Mitarbeiterzufriedenheit 

BAR 2015, BMAS 2017, 
Braukmann et al. 2017, 
LAGFWNRW 2016, nfb 
2011, Prognos 2011, SGB IX 
(§32), Weinbach 2010 

Impact •

•

•

•

EUTB als „Lotse im System“ 

Eigenverantwortung, Selbstbestimmung, Empowerment 

Verwirklichung des Wunsch- und Wahlrechtes (Inanspruchnahme von Leis-
tungen) 

Unbeabsichtigte Wirkungen 

BAR 2015, BMAS 2017, 
Braukmann et al. 2017, nfb 
2011, Prognos 2011, Wein-
bach 2010 
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A2 Referenzrahmen für die Analyse und 

Bewertung der Grundqualifizierung 

Die Entwicklung des Referenzrahmens für die Analyse und Bewertung der Grundqualifizierung orientiert sich 
strukturell an den klassischen Dimensionen des Qualitätsmanagements beziehungsweise der Qualitätsentwick-
lung (Struktur-, Prozess-, Ergebnisqualität, erweitert um Konzeptqualität). Analog zum Referenz-rahmen für die 
Analyse und Bewertung der Beratung sind die genannten Dimensionen in einzelne Analysekategorien unterglie-
dert, die eine Reihe von Indikatoren und Prüfkriterien umfassen. Die genaue Zuordnung geht aus den nachfolgen-
den Tabellen hervor. Die verwendete Literatur wird im Haupttext des Berichts (Kapitel 1.4) nachgewiesen. 

Tabelle 15 

Ziele und fachliche Orientierungen der Grundqualifizierung (Konzeptqualität) 

Analysekategorie Nachgeordnete Indikatoren 

Zielsetzungen •

•

Für die Grundqualifizierung ist eine klare Zielsetzung formuliert (Was kann/soll sie leisten, was nicht?) 

Die Zielsetzungen sind für die Teilnehmenden transparent 

Fachliche Orientierungen •

•

•

•

•

•

•

•

Programmorientierung: Orientierung an Zielen und Programm der EUTB, insbesondere Peer Counseling 

Fachwissenschaftliche Orientierung bei Inhalten und der Durchführung 

Kompetenzorientierung: Orientierung an Kompetenzprofil der EUTB-Beraterinnen und Berater 

Zielgruppenorientierung: Orientierung an Erfahrungen und Kompetenzen der Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer 

Teilnehmerorientierung: Partizipation der Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei der Auswahl von 

Themen und aktive Mitgestaltung der Schulung 

Diversity-Orientierung: Unterschiede der TeilnehmerInnen werden wahrgenommen, anerkannt und als 
Bereicherung genutzt 

Inhalte (Curriculum) •

•

•

Fachkompetenz (Wissen) 

– Feldspezifisches Wissen (z.B. Verständnis von Behinderung, Rehabilitationssystem, Peer-Counseling) 

– Interaktions- und Methodenwissen (z.B. Gesprächsführung, Netzwerkarbeit, Beratungs-Settings) 

– (sozial)diagnostisch-pädagogisches Wissen (z.B. Entwicklungsprozesse, psychiatrische Diagnosen) 

– kaufmännisches Wissen (z.B. Berichts- und Rechnungslegung) 

– administratives Wissen (EDV, Datenschutz, Beratungsdokumentation) 

Methodenkompetenz (Können) 

– Soziale Dimension (z.B. Auftragsklärung, Teamfähigkeit, Netzwerke aufbauen und pflegen) 

– Zeitliche Dimension (z.B. zeitliche Strukturierung und Gestaltung von Beratungsgesprächen) 

– Sachliche Dimension (z.B. Auswahl und Anwendung Beratungssetting, digitale Kommunikation) 

Sozial-emotionale Kompetenz (Handlungsorientierung) 

– Verständnis von Beratung als reflexive Handlungsform 

– Übereinstimmung mit Grundsätzen des Peer Counselig 

– Menschenrechtliches Verständnis von Behinderung-

– Diversity-Kompetenz 

– Bewusstsein für Vorurteile 

– Auseinandersetzung mit der eigenen Betroffenheit 

– Regulation von Nähe und Distanz 
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Tabelle 16 

Lerninfrastruktur (Strukturqualität) 

Analysekategorie Nachgeordnete Indikatoren 

Organisation im Vorfeld •

•

•

•

•

Ablauf und Verantwortlichkeiten im Anmeldeverfahren und während der Durchführung des Seminars 
sind für alle Beteiligten transparent 

Informationen zu den (beruflichen) Qualifikationen und (Beratungs-)Erfahrungen der Teilnehmenden 
werden erhoben und den Trainerinnen und Trainern frühzeitig zur Verfügung gestellt 

Informationen zum Tagungsort und zu Anreisemöglichkeiten werden barrierefrei zur Verfügung gestellt 

Informationen zum Seminarablauf werden barrierefrei zur Verfügung gestellt 

Informationen zu Beeinträchtigungen der Teilnehmenden und Bedarfen an Unterstützung und 
angemessenen Vorkehrungen werden erhoben und den Trainerinnen und Trainern frühzeitig zur 
Verfügung gestellt 

Barrierefreiheit/angemessene 
Vorkehrungen 

•

•

•

•

•

•

Räumlich: Erreichbarkeit des Seminarortes, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Seminar-, Schlaf-

und Speiseräumen für alle Teilnehmenden, Verfügbarkeit eines Rückzugsraumes 

Zeitlich: Angebot von unterschiedlichen Terminstrukturen der Qualifizierungsmaßnahme, ggf. halbtags, 
ausreichende Pausen- und Erholungszeiten 

Materiell-kommunikativ: Informationen zur Grundqualifizierung auf Homepage/newsletter, Hinweise 
zur Orientierung, Lehr- und Lernmittel sowie Kommunikationsformen sind auf Voraussetzungen der 

TN abgestimmt (z.B. DGS, Braille-Druck, Leichte Sprache) 

Kosten der Unterkunft und Verpflegung für Arbeits- und Persönliche Assistenten werden übernommen 

Auswahl und Qualifizierung 
der Trainerinnen/Trainer 

•

•

•

•

•

•

•

Trainerinnen und Trainer leben mit Beeinträchtigungen/Behinderungserfahrungen 

Trainerinnen und Trainer verfügen über (Peer-)Beratungskompetenzen, die im Rahmen einschlägiger 
Schulungen erworben wurden 

Trainerinnen und Trainer haben langjährige Erfahrungen in der (Peer-)Beratung 

Trainerinnen und Trainer haben Kompetenzen und Erfahrungen in der Erwachsenenbildung 

Bei der Zusammensetzung der Qualifizierungsteams wird auf eine bestmögliche Passung/Ergänzung der 
Trainerinnen und Trainer geachtet 

Die Trainerinnen und Trainer werden für die Durchführung der Schulungen qualifiziert (u. a. Konzept 
der EUTB, Ziele, Inhalte und Methoden der Grundqualifizierung, Handlungsorientierungen, Team-
Teaching, Methodik und Didaktik in heterogenen Lerngruppen, Barrierefreiheit in Lehr- und 
Lernprozessen) 

Es werden Möglichkeiten des kollegialen Austauschs (Intervision) sowie der (Gruppen-)Supervision für 
die Trainerinnen und Trainer angeboten 
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Tabelle 17 

Merkmale der Lehr-/Lernsituation (Prozessqualität) 

Analysekategorie Nachgeordnete Indikatoren 

Umsetzung des Curriculums 
Partizipation der Teilnehmen-
den 

• Die Inhalte des Seminars orientieren sich am Curriculum für (EUTB-)Beratungskompetenz 

• Trainerinnen und Trainer sowie Teilnehmende verständigen sich zu Beginn über Ziele, Inhalte und 
Methoden der Schulung sowie über angemessene Rahmenbedingungen (z.B. Feed Back- und 
Gesprächsregeln) 

• Die Erwartungen, Interessen und Bedürfnisse der Teilnehmenden werden erfass und bei der Gestaltung 
der Maßnahme berücksichtigt 

• Die (beruflichen) Kompetenzen und Erfahrungen der Teilnehmenden werden erfasst und bei der 
Gestaltung der Maßnahme berücksichtigt 

• Die Wahrnehmungen und Bewertungen der Teilnehmenden werden während und am Ende der Schulung 
erfasst (Feed Back/Evaluation) 

Methoden • Die eingesetzten Methoden sprechen Prozesse der Wissensvermittlung, Anwendung/Übung und 
Reflexion an 

• Die eingesetzten Methoden sind abwechslungsreich 

• Die eingesetzten Methoden berücksichtigen verschiedene Lerntypen und Lerntempi 

• Die eingesetzten Methoden sind barrierefrei 



        
 
 

 

 

  

    

  

  

     

  

      
 

    

   

    

  

  

Drucksache 19/31168 – 146 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Tabelle 18 

Ergebnisse und (Aus-)Wirkungen der Grundqualifizierung (Ergebnisqualität) 

Analysekategorie Nachgeordnete Indikatoren 

Beratungskompetenz (EUTB) • Fachkompetenz (Wissen) 

• Methodenkompetenz (Können) 

• Sozial-emotionale Kompetenz (Handlungsorientierung) 

Zufriedenheit • Teilnehmendeinnen fühlen sich durch Grundqualifizierung gut auf ihre Beratungstätigkeit vorbereitet 

• Fragen und Themen der TN wurden berücksichtigt 

Transfer • Vermitteltes Wissen, Methoden und Handlungsorientierungen können in der Beratungstätigkeit 
umgesetzt werden 

Weiterbildung • Teilnehmende haben einen guten Überblick über erforderliche Beratungskompetenz 

• Teilnehmende können ihren weiteren Bedarf an Weiterbildung einschätzen 

• Teilnehmende kennen Möglichkeiten der Weiterbildung 

• Teilnehmende sind motiviert, sich weiterzubilden 
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A3 Standardisierte Befragung von Beratungsangeboten 

Im Folgenden werden Informationen zur Stichprobengenerierung zum Erhebungsdesign und zur Durchführung 
der standardisierten Befragung von Beratungsangeboten ausgeführt. 

Stichprobengenerierung 

Die standardisierte Befragung von Beratungsangeboten erfolgte mittels schriftlichem Selbstausfüller-Fragebogen 
sowohl für die EUTB-Angebote als auch für die nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote. Für die Befragung 
wurde dementsprechend eine Stichprobe mit den Adressen der zu befragenden Beratungsangebote benötigt, damit 
sie für die Befragung kontaktiert und der Fragebogen zugestellt werden konnte. 

Für die EUTB wurde eine Vollerhebung aller zum Zeitpunkt der Befragung geförderten EUTB-Angebote ange-
strebt. Durch die sukzessive Bewilligungspraxis und zeitlich unterschiedliche Tätigkeitsaufnahme der EUTB-
Angebote lagen bis zum Feldstart allerdings noch nicht alle Adressen der EUTB-Angebote vor. Für die EUTB 
wurde daher das Konzept einer wachsenden Stichprobe umgesetzt. D. h. es wurden auch nach Beginn der Befra-
gung noch weitere EUTB in die Stichprobe aufgenommen und für die Befragung kontaktiert, sofern für diese 
valide Adressdaten bereitstanden. Die Adressdaten der EUTB-geförderten Beratungsangebote wurden der For-
schungsgruppe (infas/Prognos) von der Fachstelle Teilhabebera-tung zur Verfügung gestellt. 

Die Stichprobengenerierung der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote war deutlich komplexer und um-
fasste drei Stufen: 

− Auf der ersten Stufe erfolgte zunächst eine Ziehung einer bevölkerungsproportionalen Stichprobe von 
120 Kreisen. 

− Auf der zweiten Stufe wurden auf Basis dieser Vorauswahl die vorhandenen Rehabilitations-Träger und 
deren Beratungsangebote sowie weitere trägerunabhängige Beratungsstellen in diesen Kreisen recherchiert. 

− Auf der dritten Stufe galt es im Anschluss, eine Bruttostichprobe für die Befragung aus dem recherchierten 
Adressbestand von nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten zu ziehen. Hierzu war es nötig, die Stich-
probe nach Trägern und Trägerprävalenzen zu schichten. 

Für die Erfassung von trägerabhängigen Beratungsangeboten wurde zunächst die Gesamtheit der Reha-Trä-
ger ermittelt, die in den 120 ausgewählten Kreisen und kreisfreien Städten ansässig ist. Die maßgeblichen 
Träger der gesetzlichen Rehabilitation sind: 

− die gesetzliche Rentenversicherung, 

− die gesetzlichen Krankenkassen, 

− die gesetzliche Unfallversicherung bzw. Berufsgenossenschaften, 

− die kommunalen Träger (Kreissozialämter, Jugendämter und Gesundheitsämter) und 

− die Bundesagentur für Arbeit. 

Für diese Reha-Träger wurde recherchiert und aufbereitet, welche Informationen zu vorhandenen Beratungsange-
boten im Internet vorliegen. Im Anschluss an diese Recherche wurde für die einzelnen Reha-Träger jeweils geson-
dert entschieden, wie die Adressen von Beratungsangeboten weiter ermittelt werden können. In Fällen in denen 
Internetrecherchen allein keine ausreichenden Informationen erbrachten, wurde direkt Kontakt mit einzelnen regi-
onalen und überregionalen Trägern aufgenommen, um die Übermittlung von Adressdaten anzufragen. 

Durch die umfassenden Recherchebemühungen konnten die Beratungseinrichtungen der maßgeblichen Reha-Trä-
ger sehr breit erfasst werden. Die recherchierten Adressangaben trägerabhängiger Beratungsangebote stützen sich 
ausnahmslos auf direkt übermittelte Informationen der Reha-Träger und andere zuverlässige Quellen wie Online-
Datenbanken und Webseiten der Träger. 

Die Recherche der Beratungseinrichtungen ohne unmittelbare Anbindung an die Reha-Träger (sog. trägerunab-
hängige Beratungsangebote) stellte sich ebenfalls als aufwendiger und zeitintensiver Prozess dar. Für die Ermitt-
lung der trägerunabhängigen Beratungseinrichtungen mussten mehrere Verfahren und Arbeitsschritte miteinander 
kombiniert werden. 
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Ein Ausgangspunkt bildeten die zuvor bereits durch Internetrecherchen ermittelten kommunalen Träger (Kreis-
sozialämter, Jugendämter, Gesundheitsämter): Bei den Sozial-, Jugend- und Gesundheitsämtern in den ausge-
wählten Kreisen erfolgten telefonische Anfragen, um Adresslisten auch von trägerunabhängigen Einrichtungen 
der Teilhabeberatung zu erhalten. 

Die telefonische Kontaktierung erbrachte allerdings keine flächendeckenden, sondern vornehmlich regionale 
und punktuelle Ergebnisse und Ergänzungen zu trägerunabhängigen Beratungsangeboten. Die Ermittlung von 
trägerunabhängigen Beratungsangeboten wurde daher durch zwei weitere Wege erweitert. Zum einen erfolgten 
bei den zuständigen Landesministerien und Senatsverwaltungen gezielte Anfragen, um Informationslücken zu 
regionalen Beratungs- und Trägerstrukturen auf Kreisebene schließen zu können. Zum anderen wurden über das 
Internet trägerunabhängige Beratungseinrichtungen in jenen Kreisen nachrecherchiert, für die nach der telefoni-
schen Kontaktierung keine Adresslisten übermittelt wurden. 

Im Zuge der Nachrecherche wurde überdies auch der Verein Aktion Mensch kontaktiert und um Unterstützung 
gebeten. Der Verein Aktion Mensch stellte daraufhin freundlicherweise einen Auszug aus einer eigenen Adress-
datenbank für Zwecke der Stichprobengenerierung zur Verfügung. Der von der Aktion Mensch übermittelte Da-
tensatz enthielt rund 5.000 Einträge von Beratungsstellen für Menschen mit Behinderungen, ausschließlich bezo-
gen auf die vorab definierten Kreise. 

Für die Ziehung einer Bruttosstichprobe von nicht-EUTB-geförderten wurde Auswahlgesamtheit der recherchier-
ten Adressdaten zunächst final aufbereitet. Diese Arbeiten umfassten den Abgleich und die Optimierung der aus 
den verschiedenen Quellen stammenden Rechercheergebnisse (Bereinigung von Dubletten, Ergänzung fehlender
Adressteile, Überprüfung von Adressinkonsistenzen, Herausnah-me von nicht brauchbaren Adressen). 

Als Auswahlgesamtheit für die nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote vor der Bruttosstichprobenziehung 
standen schließlich insgesamt 5.478 Adressen von Beratungsangeboten zur Verfügung. Hieraus wurden 1.516 Be-
ratungsangebote und Beratungsstellen als Einsatzstichprobe gezogen. 

Erhebungsdesign und Durchführung 

Die standardisierte Befragung von Beratungsangeboten findet zu zwei Zeitpunkten statt. In diesen Bericht sind 
Ergebnisse aus der ersten Befragung eingeflossen. Die zweite Befragung befindet sich zum Zeitpunkt der Be-
richterstellung noch in der Durchführung. 

Die erste Welle der Befragung der EUTB-Angebote und der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote der Re-
habilitationsträger und von trägerunabhängigen Beratungsstellen startete im Oktober 2018 und wurde Anfang 
April 2019 abgeschlossen. Insgesamt wurde 582 EUTB-geförderten und 1.516 nicht-EUTB-geförderte Beratungs-
angeboten der schriftliche Fragebogen zusammen mit Informationen zum Anlass und zur Durchführung der Be-
fragung zugesandt. Nach Abschluss der Erhebung lagen 505 Fragebögen von EUTB-Angeboten und 504 Frage-
bögen von nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten vor (siehe Tabelle 19). 

Tabel le 19 

Ausschöpfung der standardisierten Befragung von Beratungsangeboten 

Bruttostichprobe der 
Beratungsangebote 

(Anzahl) 

Anzahl befragter 
Beratungsangebote 

Ausschöpfung 
(in % der Bruttostichprobe) 

EUTB-Angebote 582 505 86,8 

Nicht-EUTB- Geförderte 1.516 504 33,2 

insgesamt 2.098 1.009 48,1 

Quelle: infas 
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Bezogen auf die Einsatzstichprobe der adressierten Beratungsangebote entspricht dies einer Bruttoausschöpfung 
von 87 Prozent für die EUTB und 33 Prozent bei den nicht-geförderten Beratungsstellen (sowie 48 Prozent Aus-
schöpfung bezogen auf die gesamte Einsatzstichprobe).56 

Das ist insgesamt ein hervorragendes Ergebnis für diese Art von Organisationsbefragung. Insbesondere die hohe 
Beteiligung der nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen konnte keineswegs selbstverständlich erwartet werden. 

Vor allem bei den Beratungsangeboten mit EUTB-Förderung war mit höheren Anteilen an Personal (Koordinato-
rinnen und Koordinatoren, Beratungskräfte und weitere) mit Behinderungen zu rechnen, nicht zuletzt, weil mit der 
EUTB explizit das Peer Counseling ausgebaut werden soll. Aber auch in nicht-EUTB-geförderten Beratungseinrich-
tungen sind Menschen mit Behinderungen selbstverständlich beschäftigt und konnten als Respondenten der Befra-
gung der Beratungsangeboten infrage kommen. Aus diesem Grund ist die Befragung der EUTB-geförderten und 
nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote mit möglichst barrierearmen Erhebungsmethoden durchzuführen, um 
die Respondenten erreichen zu können. Die Untersuchung wurde daher im Mixed-Mode-Verfahren als schriftlich-
postalische Befragung (PAPI) und als barrierearme Online-Erhebung (CAWI) durchgeführt. Die Online-Erhebung 
stellt dabei die Barrierefreiheit für unterschiedliche Arten von Behinderungen sicher (mittels Screenreader-Lesbar-
keit, Tastatursteuerbarkeit, vergrößerbarem Schriftbild und einer Version in Leichter Sprache). 

Tabel le 20 

Befragungsmodus der standardisierten Befragung von Beratungsangeboten 

insgesamt EUTB-Angebote Nicht-EUTB-geförderte 
Angebote 

Befragungsmodus absolut in % absolut in % absolut in % 

PAPI* 663 65,7 312 61,8 351 69,6 

CAWI** 346 34,3 193 38,2 153 30,4 

insgesamt 1.009 100,0 505 100,0 504 100,0 

Quelle: infas 

* PAPI = schriftliche Befragung mittels Papierfragebogen (paper and pencil interviews). 

** CAWI = schriftliche Befragung mittels Online-Fragebogen (computer assisted web interviews). 

Die Respondenten in den Beratungsangeboten hatten die Möglichkeit, das Interview auf dem übersendeten Pa-
pierfragebogen zu beantworten (PAPI), oder aber die Online-Version (CAWI) zu nutzen. Insgesamt machten 
rund zwei Drittel von der Papierversion und ein Drittel der Befragten von der Online-Version Gebrauch. Bei den 
nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten wurde der Papierfragebogen noch etwas häufiger genutzt (70 Pro-
zent PAPI, 30 Prozent CAWI) als bei den EUTB (62 Prozent PAPI, 38 Prozent CAWI). Die zusätzlich bereitge-
stellte Möglichkeit, den Fragebogen in Leichter Sprache auszufüllen, wurde lediglich von einem EUTB-Angebot 
genutzt. 

56 Die Ausschöpfung liegt bei den nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen sogar bei 39 Prozent netto, wenn die Interviews nur auf die 
postalisch erreichbaren Beratungsangebote bezogen werden, also nicht zustellbare Versendungen ausgeschlossen werden. 
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A4 Standardisierte Befragung von Ratsuchenden 

Im Folgenden werden Informationen zum Erhebungsdesign und der Durchführung der Befragung von Ratsuchen-
den der EUTB-Angebote und von nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten der Rehabilitationsträger und 
von trägerunabhängigen Beratungsstellen ausgeführt. 

Diese Ratsuchendenbefragung wird insgesamt zweimal durchgeführt, um etwaige Veränderungen im Zeitverlauf zu 
erfassen. Die erste Befragung von Ratsuchenden startete im Juli 2019 und wurde Mitte Februar 2020 abgeschlos-
sen.57 Die zweite Befragung wird im Sommer 2021 durchgeführt. 

Das finale Ergebnis der ersten Befragung 2019/2020 ergab 2.729 beantwortete Fragebögen von Ratsuchenden der 
EUTB-Angebote und 632 Fragebögen von Ratsuchenden der nicht-EUTB-geförderten Beratungsangebote von 
Rehabilitationsträgern und trägerunabhängigen Beratungsstellen. 

Die befragten Ratsuchenden wurden über die Beratungsangebote der EUTB, der Rehabilitationsträger und der trä-
gerunabhängigen Beratungsstellen für die Teilnahme an der ersten Befragungswelle gewonnen. Das heißt, die Ver-
teilung der Fragebögen und Informationsmaterialien zur Befragung an die Ratsuchenden erfolgte direkt über die 
Beratungsangebote. Die Mitwirkung der Beratungskräfte aus den Beratungsangeboten war mitentscheidend für den 
Umsetzungserfolg der Ratsuchendenbefragung. Den Beratungskräften kam die Aufgabe zu, im Anschluss an ein 
erfolgtes Beratungsgespräch über das Forschungsvorhaben zu informieren und die ratsuchende Person für eine 
Teilnahme zu interessieren.58 Bei telefonischen Beratungen waren die Beratungskräfte wie im Fall von Vor-Ort-
Beratungen ebenfalls dazu angehalten, über die Befragung zu informieren und für eine Teilnahme zu werben.59 

Basis der ersten Welle der Befragung von Ratsuchenden der EUTB-Angebote und Ratsuchenden der Beratungs-
angebote von Reha-Trägern sowie weiteren trägerunabhängigen Beratungsangeboten war die Stichprobe der zu-
vor bereits durchgeführten Befragung von Beratungsangeboten. Für die Befragung von Ratsuchenden wurden an 
583 EUTB-Angebote und an 575 nicht-EUTB-geförderte Beratungsangebote Erhebungsunterlagen versendet. 
Von 429 EUTB-Angeboten (74 Prozent) und von 175 nicht-EUTB-geförderten Beratungsstellen (30 Prozent) 
liegt mindestens ein Fragebogen einer oder eines Ratsuchenden vor. Tabelle 21 weist aus, wie viele Ratsuchende 
eines Beratungsangebots sich im Schnitt beteiligt und einen Fragebogen beantwortet haben. 

57 Vor Beginn der eigentlichen Haupterhebung für die erste Befragungswelle von ratsuchenden Personen zwischen Sommer 2019 und Früh-
jahr 2020 wurde im April 2019 vorab ein Pretest durchgeführt. Für den Pre-test beantworteten 41 Ratsuchende verschiedener EUTB-
geförderter und nicht-EUTB-geförderter Beratungsangebote einen Fragebogen auf Papier. Der Pretest konzentrierte sich vor allem auf die 
inhaltliche Testung des Papierfragebogens und diente zur Optimierung des Fragebogens für die Haupterhebung. 

58 Aufgrund der Wichtigkeit der Unterstützung der Beratungsangebote und insbesondere der Beratungskräfte bei der „Teilnehmerrekru-
tierung“ für die Befragung der Ratsuchenden wurde von infas ein hohes Augenmerk darauf gelegt, ansprechende, genaue und gleich-
zeitig nicht zu umfangreiche Informationsmaterialien für alle Beteiligten (Beratungsangebote, Beratungskräfte und Ratsuchende) zu 
entwickeln, um diesen Prozess gut zu stützen. Mit anderen Worten wurde besonders darauf geachtet, neben dem eigentlichen Fragebogen 
auch optimale flankierende Erhebungsmaterialien bereit zu stellen, welche die Mitwirkung anregen und trotz der nicht geringen Kom-
plexität des Vorgangs möglichst keine Frage offen lassen sollten. Dafür sendete infas jedem Beratungsangebot vorkonfektionierte Um-
schläge mit dem Fragebogen und den Informationsmaterialien für die Ratsuchenden zu. 

59 Die Beratungskräfte wurden im Falle telefonischer Beratungen gebeten, allen Ratsuchenden die kostenfreie infas-Hotline, die 
E-Mailadresse und die Internetadresse eines Web-Portals von infas mitzuteilen. Die Ratsuchenden konnten sich dann über diese Kon-
taktwege direkt an infas wenden, um sich für die Befragung anzumelden. Von diesem Weg machten bis zum Ende der Erhebungsphase 
lediglich 15 Ratsuchende Gebrauch. Diese Personen erhielten die Erhebungsmaterialien direkt über den Postweg zugesendet. 11 dieser 
15 Ratsuchenden haben den Fragebogen zurückgesendet bzw. beantwortet. Für 8 der 11 Ratsuchenden, die teilgenommen haben, liegen 
zudem Informationen über das Beratungsangebot vor, von dem sie für die Befragung rekrutiert wurden. Demnach haben 7 ratsuchende 
Personen eines EUTB-Angebots und 1 ratsuchende Person einer nicht-EUTB-geförderten Beratungsstelle an der Befragung teilgenom-
men, nachdem sie sich zuvor direkt bei infas angemeldet hatten. 
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Tabelle 21 

Rücklauf nach EUTB- und nicht-EUTB-geförderten Beratungsangeboten 

Anzahl Ratsuchenden-Fragebögen zurück 
pro Beratungsangebot insgesamt EUTB-Angebote Nicht-EUTB-geförderte 

Angebote 

absolut in % absolut in % absolut in % 

0 Fragebögen 554 47,8 154 26,4 400 69,6 

1 bis 5 Fragebögen 359 31,0 216 37,0 143 24,9 

6 bis 10 Fragebögen 154 13,3 132 22,6 22 3,8 

11 bis 15 Fragebögen 77 6,6 67 11,5 10 1,7 

16 bis 20 Fragebögen 13 1,1 13 2,2 0 – 

21 bis 25 Fragebögen 1 0,1 1 0,2 0 – 

Beratungsangebote insgesamt 1.158 100,0 583 100,0 575 100,0 

Quelle: infas 

Alle Ratsuchenden hatten die Möglichkeit, das Interview auf dem Papierfragebogen zu beantworten (PAPI) oder 
aber die Online-Version (CAWI) zu nutzen. Um die Barrierefreiheit der Online-Version zu gewährleisten, wurde 
der Online-Fragebogen auf Screenreader-Lesbarkeit, Größenskalierbarkeit und leichte Navigation abgestellt. Dar-
über hinaus wurde eine Übersetzung des Fragebogens in Leichte Sprache und eine Videoaufzeichnung in Deutscher 
Gebärdensprache (DGS) umgesetzt und in den webbasierten Selbstausfüllerfragebogen integriert. 

Tabel le 22 

Realisierte Interviews nach Erhebungsmethode 

insgesamt EUTB-Ratsuchende Nicht-EUTB-Ratsuchende 

Befragungsmodus absolut in % absolut in % absolut in % 

PAPI* 3.054 90,8 2.487 91,1 564 89,2 

CAWI** 310 9,2 242 8,9 68 10,8 

insgesamt 3.364 100,0 2.729 100,0 632 100,0 

Quelle: infas 

* PAPI = schriftliche Befragung mittels Papierfragebogen (paper and pencil interviews). 

** CAWI = schriftliche Befragung mittels Online-Fragebogen (computer assisted web interviews). 

Insgesamt machten 91 Prozent der Ratsuchenden von der Papierversion und lediglich 9 Prozent von der Online-
Version des Fragebogens Gebrauch. 

Diese Publikation wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
kostenlos herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewerbern oder Wahlhelfern während des 
Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Europa-, Bundestags-, Landtags-
und Kommunalwahlen. Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informati-
onsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder 
Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Unabhängig da-
von, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Publikation dem Empfänger zugegangen ist, darf sie 
auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Bundesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Außerdem ist 
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